Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/351 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. April 1962 

3 _ 44501 _ 2458/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung des 
Grundbuchverfahrens 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 240. Sitzung am 2. Februar 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Ge- 
setz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Erleichterung des Grundbuchverfahrens 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Eintragung der Umstellung 
§ 1 

Ist im Grundbuch bei einer umgestellten Hypothek 
der Umstellungsbetrag nicht eingetragen und wird 
nach dem Ende des Jahres 1965 ein Antrag auf Ein- 
tragung eines Umstellungsbetrags, der sich auf eine 
Deutsche Mark für je zehn Reichsmark beläuft, ge- 
stellt, so bedarf die Eintragung nicht der Bewilligung 
des Gläubigers und des Eigentümers, Bei einer 
Hypothek, über die ein Brief erteilt ist, bedarf es 
nicht der Vorlegung des Briefs. Antragsberechtigt ist 
auch der Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen 
Rechtes, das der Hypothek im Range gleichsteht oder 
nachgeht, sowie derjenige, der auf Grund eines voll- 
streckbaren Titels die Zwangsvollstreckung in ein 
solches Recht oder in das belastete Grundstück be- 
treiben kann. 

§ 2 

(1) Die Vorschriften des § 1 gelten nicht, wenn 

a) der Inhalt der Eintragungen im Grundbuch 
ohne die darin enthaltenen Bezugnahmen 
auf andere Urkunden ergibt, daß die Vor- 
aussetzungen vorliegen, unter denen die 
Hypothek nach Artikel I der Vierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz mit der Wirkung umgestellt 
ist, daß an die Stelle von einer Reichsmark 
eine Deutsche Mark tritt, oder 

b) im Grundbuch bei der Hypothek ein Um- 
stellungsschutzvermerk eingetragen ist. 

(2) Ergeben sich aus dem Grundbuch oder den 
Grundakten Anhaltspunkte dafür, daß die Hypothek 
der Sicherung einer in Goldmark oder in Reichs- 
mark mit Goldklausel oder Goldoption ausgedrück- 
ten Forderung dient und daß der, dem die Hypothek 
bei Ablauf des 20. Juni 1948 zustand oder zur 
Sicherung abgetreten oder verpfändet war, Ange- 
höriger der Vereinten Nationen im Sinne des § 13 
Abs. 4 des Umstellungsgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes Nr. 55 der ehemaligen Alliierten Hohen 
Kommission ist, so soll dem in § 1 bezeichneten An- 
träge nur stattgegeben werden, wenn der Gläubiger 
und der Eigentümer die Eintragung bewilligen. 


§ 3 

(1) Weist das Grundbuchamt einen Antrag, bei 
einer Hypothek einen Umstellungsbetrag, der sich 
auf mehr als eine Deutsche Mark für je zehn Reichs- 
mark beläuft, in das Grundbuch einzutragen, zurück, 
so ist die sofortige Beschwerde nach den Vorschriften 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit zulässig. Auf den zur Zu- 
stellung bestimmten Ausfertigungen der Verfügung, 
durch die der Antrag zurückgewiesen wird, soll ver- 
merkt werden, welcher Rechtsbehelf gegen die Ver- 
fügung gegeben ist und bei welcher Behörde, in 
welcher Form und binnen welcher Frist er einzu- 
legen ist. 

(2) Hat das Grundbuchamt vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes den Antrag zurückgewiesen, so be- 
ginnt die Frist für die sofortige Beschwerde mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, jedoch nicht vor dem 
Zeitpunkt, an dem die Verfügung dem Beschwerde- 
führer bekanntgemacht worden ist; Absatz 1 Satz 2 
ist nicht anzuwenden. 

(3) Hat das Beschwerdegericht vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eine Beschwerde gegen eine 
Verfügung zurückgewiesen, durch die das Grund- 
buchamt den Antrag zurückgewiesen hatte, so findet 
die sofortige weitere Beschwerde statt. Für den Be- 
ginn der Frist gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend; 
Absatz 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 

(4) Weist das Beschwerdegericht nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes eine vor diesem Zeit- 
punkt erhobene Beschwerde der in Absatz 3 bezeich- 
neten Art zurück, so findet die sofortige weitere 
Beschwerde statt; Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 4 

(1) Ein Umstellungsschutzvermerk wird auf An- 
trag eines Beteiligten in das Grundbuch eingetragen, 
wenn 

a) ein Eintragungsantrag des in § 3 Abs. 1 
Satz 1 bezeichneten Inhalts vom Grund- 
buchamte zurückgewiesen ist und die zu- 
rückweisende Verfügung noch nicht rechts- 
kräftig ist oder im Falle der Versäumung 
der Beschwerdefrist über einen Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand noch nicht rechtskräftig entschieden 
ist oder 

b) ein Verfahren nach § 6 der Vierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz, in dem über die Umstellung 
der Hypothek zu entscheiden ist (Um- 
stellungsverfahren), anhängig oder die 
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Entscheidung noch nicht rechtskräftig ist 
oder im Falle der Versäumung der Be- 
schwerdefrist über einen Antrag auf Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand noch 
nicht rechtskräftig entschieden ist oder 

c) die Voraussetzungen vorliegen oder noch 
eintreten können, unter denen die Umstel- 
lung der Hypothek sich nach § 2 Nr. 4 
der Vierzigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz richtet. 

Weiist das Grundbuchamt einen Eintragungsantrag 
des in § 3 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Inhalts zurück, 
so hat es einem Antrag auf Eintragung eines Um- 
stellungsschutzvermorkes auch dann stattzugeben, 
wen dieser vorher für den Fall der Zurückweisung 
des anderen Antrags gestellt ist. Wird vor Erledi- 
gung eines Antrags des in § 3 Abs. 1 Satz 1 bezeich- 
neten Inhalts ein Antrag nach § 1 gestellt, so ist an 
Stelle einer der sonst nach § 18 Abs. 2 Satz 1 der 
Grundbuchordnung vorzunehmenden Eintragungen 
von Amts wegen ein Umstelhmgsschutzvermerk in 
das Grundbuch einzutragen. 

(2) Zum Nachweis der Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Satz 1 Buchstaben a und b genügt ein Zeug- 
nis des Gerichts, bei dem das Verfahren anhängig 
ist oder war, in der Form des § 29 Abs. 3 der Grund- 
buchordnung. Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Buch- 
stabe c bedarf es lediglich des Nachweises, daß der, 
dem die Hypothek bei Ablauf des 20. Juni 1948 zu- 
stand oder zur Sicherung abgetreten oder verpfändet 
war, Angehöriger der Vereinten Nationen im Sinne 
des § 13 Abs. 4 des Umstellungsgesetzes in der 
Fassung des Gesetzes Nr. 55 der ehemaligen Alliier- 
ten Hohen Kommission ist. 

(3) Wird der Antrag auf Eintragung eines Um- 
stellungsschutzvermerkes zurückgewieson, so gilt 
§ 3 Abs. 1 entsprechend. 

(4) Soweit eine Beschwerde gegen die Eintragung 
des Umstellungsschutzvermerkes darauf gegründet 
wird, daß diejenigen Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Satz 1 Buchstabe c, die keines Nachweises 
bedürfen, nicht gegeben seien, hat der Beschwerde- 
führer nachzuweisen, daß diese Voraussetzungen 
nicht vorliegen. 

(5) Die Eintragung eines Umstellungsschutzver- 
merkes ist ausgeschlossen, wenn bei der Hypothek 
der Umstellungsbetrag eingetragen ist. 

§ 5 

Der Umstellungsschutzvermerk wird von Amts 
wegen im Grundbuch gelöscht, 

a) wenn der Umstellungsbetrag eingetragen wird; 

b) im Falle der Eintragung auf Grund des § 4 
Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a, wenn der Antrag 
auf Eintragung des Umstellungsbetrags oder 
der Antrag auf Wiedereinsietzung in den vori- 
gen Stand zurückgenommen oder rechtskräftig 
zurückgewiesen worden ist; 

c) im Falle der Eintragung auf Grund des § 4 
Abs. 1 Buchstabe b, wenn das Umstellungsver- 
fahren auf andere Weise als durch die rechts- 


kräftige Entscheidung, daß der Umstellungs- 
betrag sich auf mehr als eine Deutsche Mark 
für je zehn Reichsmark beläuft, beendet ist, 
oder der Antrag auf Wiedereinsietzung in den 
vorigen Stand zurückgenommen oder rechts- 
kräftig zurückgewiesen worden ist. 

Sind die in Buchstabe c bezeichneten Voraus- 
setzungen eingetreten, so hat das Amtsgericht dies 
dem Grundbuchamte mitzuteilen. 

§ 6 

Zur Eintragung oder Löschung des Umstellungs- 
schutzvermerkes bei einer tlypothek, über die ein 
Brief erteilt ist, bedarf es nicht der Vorlegung des 
Briefs. Die Eintragung und die Löschung v/erden auf 
dem Brief nicht vermerkt. 

§ 7 

(1) Wird im Grundbuch bei einer umgestellten 
Hypothek nach dem Ende des Jahres 1965 ein Um- 
stellungsbetrag eingetragen, der sich auf eine Deut- 
sche Mark für je zehn Reichsmark beläuft, so isteht 
sie einer Hypothek gleich, die mit der Wirkung 
umgestellt ist, daß an die Stelle von je zehn Reichs- 
mark eine Deutsche Mark tritt. Nach dem Ende des 
Jahres 1965 gilt das gleiche für eine Hypothek, bei 
welcher der genannte Umstellungsbetrag vorher ein- 
getragen worden ist, es sei denn, daß vor dem Ende 
des Jahres 1965 ein Widerspruch gegen die Richtig- 
keit der Eintragung des Umstellungsbetrags einge- 
tragen ist. 

(2) Die durch die Hypothek gesicherte persön- 
liche Forderung wird durch die Vorschriften des Ab- 
satzes 1 nicht berührt. 

§ 8 

(1) Die Zulässigkeit eines Umstellungsverfah- 
rens, das die Hypothek betrifft, wird durch die Vor- 
schriften des § 7 Abs. 1 nicht berührt. § 7 Abs. 1 
gilt jedoch auch dann, wenn in einem Umstellungs- 
verfahren entschieden worden ist oder entschieden 
wird, daß der Umstellungsbetrag sich auf mehr als 
eine Deutsche Mark für je zehn Reichsmark beläuft. 

(2) § 7 Abs. 1 gilt nicht als eine Umstellungsvor- 
schrift im Sinne des Lastenausgleichsgesetzes. 

§ 9 

Vermindert sich die dem Gläubiger zustehende 
Hypothek auf Grund des § 7 Abs. 1, so kann der 
Gläubiger verlangen, daß der Eigentümer ihm in 
Höhe der Verminderung eine weitere Hypothek an 
nächstbereiter Rangstelle bestellt; die damit ver- 
bundenen Auslagen hat er dem Eigentümer zu er- 
statten. Dies gilt nicht, wenn nach dem Ende des 
Jahres 1965 das Eigentum an dem belasteten Grund- 
stück durch rechtsgeschäftlichen Erwerb infolge 
eines nach der Eintragung des Umstellungsbetrags 
gestellten Eintragungsantrags oder durch einen nach 
der Eintragung des Umstellungsbetrags erteilten Zu- 
schlag in der Zwangsversteigerung auf einen ande- 
ren übergegangen ist. 
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§ 10 

Die Vorschriften dieses Abschnitts sind auf Grund- 
schulden, Rentenschulden und Reallasten sowie auf 
Schiffshypotheken und auf Pfandrechte auf Bahn- 
einheiten entsprechend anzuwenden. 

§ 11 

Die §§ 5 und 6 der Vierzigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz sind auch auf Real- 
lasten anzuwenden, jedoch bleibt § 10 unberührt. 

§ 12 

Für die Eintragung des Umstellungsbetrags wird 
die Hälfte der sonst hierfür zu entrichtenden Ge- 
bühr erhoben. Geschäftswert ist der Umstellungs- 
betrag. 

§ 13 

(1) Für die Eintragung eines Umstellungsschutz- 
vermerkes wird dieselbe Gebühr erhoben, wie für 
die Eintragung des Umstellungsbetrags, wenn dieser 
sich auf eine Deutsche Mark für eine Reichsmark 
beläuft. Die Eintragung soll nicht von der Zahlung 
eines Vorschusses abhängig gemacht werden. Sie 
ist kostenfrei, wenn sie gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe c vorgenommen wird; sie ist gebühren- 
frei, wenn sie gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 von Amts 
wegen erfolgt. 

(2) Die Löschung des Umstellungsschutzvermer- 
kes ist kostenfrei. 

(3) Ist zur Zeit der Eintragung eines Umstellungs- 
betrags, der sich auf mehr als eine Deutsche Mark 
für je zehn Reichsmark beläuft, ein Umstellungs- 
schutzvermerk bei dem umgestellten Recht einge- 
tragen, so wird eine Gebühr, die für die Eintragung 
des Umstellungsschutzvermerkes erhoben worden 
ist, auf die Gebühr für die Eintragung des Umstel- 
lungsbetrags angerechnet. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Umstellungsgrundschulden 
§ 14 

(1) Der Antrag, den Übergang einer eingetra- 
genen Umstellungsgrundschuld auf den Eigentümer 
in das Grundbuch einzutragen, kann nur bis zum 
Ende des Jahres 1964 gestellt werden. Das gleiche 
gilt für den Antrag, eine nicht eingetragene Umstel- 
lungsgrundschuld, die auf den Eigentümer überge- 
gangen ist, für den Eigentümer in das Grundbuch 
einzutragen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 gelten die Vor- 
schriften in § 3 sinngemäß. 

§ 15 

Ist der Übergang einer eingetragenen Umstel- 
lungsgrundschuld auf den Eigentümer im Grund- 
buch nicht eingetragen und ist die Eintragung bis 


zum Ende des Jahres 1964 nicht beantragt worden 
oder eine Verfügung, durch die der Eintragungs- 
antrag zurückgewiesen ist, rechtskräftig geworden, 
so kann die Umstellungsgrundschuld von Amts we- 
gen im Grundbuch gelöscht werden. Die Löschung 
ist kostenfrei. Mit der Löschung erlischt die Um- 
stellungsgrundschuld, soweit sie nicht vorher er- 
loschen ist. 

§ 16 

Eine im Grundbuch nicht eingetragene Umstel- 
lungsgrundschuld, die auf den Eigentümer über- 
gegangen ist, erlischt, wenn der im § 14 Abs. 1 
Satz 2 bezeichnete Antrag nicht bis zum Ende des 
Jahres 1964 gestellt worden ist oder eine Verfü- 
gung, durch die der Antrag zurückgewiesen ist, 
rechtskräftig geworden ist. 

§ 17 

Ein durch Rangrücktritt der Umstellungisgrund- 
schuld dem vortretenden Recht eingeräumter Rang 
geht nicht dadurch verloren, daß die Umstellungs- 
grundschuld erlischt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Löschung umgestellter Grundpfandrechte 
und Schiffshypotheken 

§ 18 

(1) Wird die Löschung einer umgestellten Hypo- 
thek oder Grundschuld beantragt, deren Geldbetrag 
eintausend Deutsche Mark nicht übersteigt, so be- 
dürfen die erforderlichen Erklärungen und Nach- 
weise nicht der Form des § 29 der Gnmdbuchord- 
nung. Bei dem Nachweis einer Erbfolge oder des Be- 
stehens einer fortgesetzten Gütergemeinschaft kann 
das Grundbuchamt von den in § 35 Abs. 1 und 2 der 
Grundbuchordnung genannten Beweismitteln ab- 
sehen und sich mit anderen Beweismitteln, für 
welche die Form des § 29 der Grundbuchordnung 
nicht erforderlich ist, begnügen, wenn die Beschaf- 
fung des Erbscheins oder des Zeugnisses nach § 1507 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs nur mit unverhältnis- 
mäßiigem Aufwand an Kosten oder Mühe möglich 
ist; der Antragsteller kann auch zur Versicherung 
an Eides Statt zugelassen werden. 

(2) Bei Berechnung des Geldbetrags der Hypo- 
thek oder Grundschuld ist von dem im Grundbuch 
eingetragenen Umstellungsbetrag auszugehen. Ist 
der Umstellungsbetrag nicht eingetragen und liegen 
die Voraussetzungen vor, unter denen es nach § 1 
Satz 1 in Verbindung miit § 2 zur Eintragung des 
Umstellungsbetrags nicht der Bewilligung des Gläu- 
bigers bedarf, so ist von einem Umstellungsbetrag 
auszugehen, der sich auf eine Deutsche Mark für je 
zehn Reichsmark beläuft; liegen diese Voraussetzun- 
gen nicht vor, so ist von einem Umstellungsbetrag 
auszugehen, der sich auf eine Deutsche Mark für 
je eine Reichsmark beläuft. 
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§ 19 

Die Vorschriften des § 18 gelten sinngemäß für 
eine umgestellte Rentenschuld oder Reallast, deren 
Jahresleistung fünfzig Deutsche Mark nicht über- 
steigt. 

§ 20 

Die Vorschriften des § 18 gelten für eine umge- 
stellte Schiffshypothek, deren Geldbetrag eintausend 
Deutsche Mark nicht übersteigt, entsprechend mit 
der Maßgabe, daß statt auf den § 29 und den § 35 
Abs. 1 und 2 der Grundbuchordnung auf die §§37 
und 41 der Schiffsregisterordnung vom 26. Mai 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 360) verwiesen wird. 


VIERTER ABSCHNITT 

Abgeltungshypotheken und Abgeltungslasten 

§ 21 

Nach dem Ende des Jahres 1964 darf eine Abgel- 
tungshypothek (§ 8 der Verordnung zur Durch- 
führung der Verordnung über die Aufhebung der 
Gebäudeentschuldungssteuer vom 31. Juli 1942 — 
Reichsgesetzbl. I S. 503 — ) nicht mehr in das Grund- 
buch eingetragen werden. 

§ 22 

Abgeltungslasten (§ 2 Abs. 2 der Verordnung 
über die Aufhebung der Gebäudeentschuldungs- 
steuer vom 31. Juli 1942 — Reichsgesetzbl. I 
S. 501 — ) erlöschen mit dem Ende des Jahres 1964, 
soweit sie nicht vorher erloschen sind. 

§ 23 

(1) Ist eine Abgeltungshypothek im Grundbuch 
eincretragen, so kann das Grundbiichamt nach dem 
Ende des Jahres 1964, jedoch frühestens drei Jahre 
nach der Eintragung der Abgeltungshypothek in das 
Grundbuch, den Gläubiger auffordern, binnen einer 
Frist von drei Monaten bei dem Grundbuchamt eine 
schriftLiche Erklärung einzureichen, ob eine Forde- 
rung aus dem Abgeltungsdarlehen noch besteht; in 
der Aufforderung ist auf die Rechtsfolge ihrer Nicht- 
beachtung hinzuweisen. Auf einen vor Ablauf der 
Frist eingegangenen Antrag des Gläubigers kann 
das Grundbuchamt die Frist auf bestimmte Zeit ver- 
längern. Die Frist beginnt mit der Zustellung der 
Aufforderung an den, der als Gläubiger der Abgel- 
tungshypothek eingetragen ist. 

(2) Ergibt die Erklärung des Gläubigers, daß eine 
Forderung aus dem Abgeltungsdarlehen nicht mehr 
besteht, so gilt die Erklärung als Antrag auf Lö- 
schung der Abgeltungshypothek. 

(3) Reicht der Gläubiger die Erklärung nicht ein, 
so ist die Abgeltungshvoothek nach dem Ablauf 
der Frist von Amts wegen im Grundbuch zu löschen. 

(4) Sind nach Ablauf der Frist die Voraussetzun- 
gen für die Löschung der Abgeltungshvpothek nicht 
gegeben, so kann das Grundbudiamt, wenn seit dem 
Ablauf der Frist drei Jahre verstrichen sind, die 


Aufforderung wiederholen. Im Falle einer wieder- 
holten Aufforderung gelten die Vorschriften der 
Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Mit der Löschung erlischt die Abgeltungs- 
hypothek, soweit sie nicht vorher erloschen -ist; ein 
durch Rangrücktritt der Abgeltungshypothek dem 
vortretenden Recht eingeräumter Rang geht dadurch 
nicht verloren. Die Löschung ist kostenfrei. 

(6) Die Vorschriften der Grundbuchordnung über 
die Löschung gegenstandsloser Eintragungen blei- 
ben unberührt. 

§ 24 

Die Forderung aus dem Abgeltungsdarlehen wird 
nicht dadurch berührt, daß die Abgeltungslast oder 
die Abgeltungshypothek nach den Vorschriften die- 
ses Abschnitts erlischt. 


FÜNFTER AfBSCHNITT 

Zusätzliche Vorschriften des Grundbuchrechts 
§ 25 

(1) Einem Antrag des Berechtigten auf Erteilung 
eines neuen Hypothekenbriefs ist außer in den Fäl- 
len des § 67 der Grundbuchordnung auch stattzuge- 
ben, wenn der Brief durch Kriegseinwirkung ver- 
nichtet worden oder abhanden gekommen und sein 
Verbleib seitdem nicht bekanntgeworden ist. § 68 
der Grundbuchordnung gilt auch hier. Mit der Ertei- 
lung des neuen Briefs wird der bisherige Brief kraft- 
los. Die Erteilung des neuen Briefs ist kostenfrei. 

(2) Soll die Erteilung des Briefs nachträglich aus- 
geschlossen oder die Hypothek gelöscht werden, so 
genügt an Stelle der Vorlegung des Briefs die Fest- 
stellung, daß die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vorliegen. Die Feststellung wird vom Grundbuch- 
amt auf Antrag des Berechtigten getroffen. Mit der 
Eintragung der Ausschließung oder mit der Lö- 
schung wird der Brief kraftlos. Die Feststellung ist 
kostenfrei. 

(3) Das Grundbuchamt hat die erforderlichen Er- 
mittlungen von Amts wegen anzustellen. Es kann 
das Kraftloswerden des alten Briefs durch Aushang 
an der für seine Bekanntmachungen bestimmten 
Stelle oder durch Veröffentlichung in der für seine 
Bekanntmachungen bestimmten Zeitung bekannt- 
machen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten 
für Grundschuld- und Rentenschuldbriefe sinnge- 
mäß. 

§ 26 

Die Grundbuchordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 4 wird aufgehoben. 

2. Im § 57 Abs. 2 erhält die Vorschrift unter Buch- 
stabe a folgende Fassung: 

„a) der Inhalt der die Hypothek betreffenden 
Eintragungen". 
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3. § 58 Abs. 2 wird aufgehoben. 

4. § 82 erhält folgende Fassung: 

„§ 82 

Ist das Grundbuch hinsichtlich der Eintragumg 
des Eigentümers durch Rechtsübergang außer- 
halb des Grundbuchs unrichtig geworden, so soll 
das Grundbuchamt dem Eigentümer oder dem 
Testamentsvollstrecker, dem die Verwaltung des 
Grundstücks zusteht, die Verpflichtung auferle- 
gen, den Antrag auf Berichtigung des Grund- 
buchs zu stellen und die zur Berichtigung des 
Grundbuchs notwendigen Unterlagen zu beschaf- 
fen. Das Grundbuchamt soll diese Maßnahme zu- 
rückstellen, so lange berechtigte Gründe vorlie- 
gen. 

5. An § 83 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird ein Testament oder ein Erbvertrag eröff- 
net, so soll das Gericht, wenn ihm bekannt ist, 
daß zu dem Nachlaß ein Grundstück gehört, dem 
zuständigen Grundbuchamt von dem Erbfall Mit- 
teilung machen und die als Erben eingesetzten 
Personen, soweit ihm ihr Aufenthalt bekannt ist, 
darauf hinweisen, daß durch den Erbfall das 
Grundbuch unrichtig geworden ist." 

6. § 123 erhält folgende Fassung: 

„§ 123 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten obersten Landesbehörden können durch 
Rechtsverordnung allgemein oder für bestimmte 
Grundbücher das Verfahren zum Zwecke der 
Wiederherstellung eines ganz oder teilweise 
zerstörten oder abhanden gekommenen Grund- 
buchs sowie zum Zwecke der Wiederbeschaffung 
zerstörter oder abhanden gekommener Urkun- 
den der in § 10 Abs. 1 bezeichne ten Art bestim- 
men. Sie können dabei auch darüber bestimmen, 
in welcher Weise bis zur Wiederherstellung des 
Grundbuchs die zu einer Rechtsänderung erfor- 
derliche Eintragung ersetzt werden soll." 

§ 27 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten obersten Landesbehörden können durch 
Rechtsverordnung die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund des § 123 der Grundbuchord- 
nung getroffenen Vorschriften ändern, ergänzen 
oder aufheben. 

§ 28 

Die Verordnung zur Ausführung der Grundbuch- 
ordnung vom 8. August 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1089) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird nach einem Komma angefügt: 

„jedoch kann statt des Urkundsbeamten ein vom 
Behördenvorstand ermächtigter Justizangestell- 
ter unterschreiben." 


2. In § 3 wird nach Absatz 2 folgender neuer Ab- 
satz angefügt: 

„(3) Statt des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle kann (ein vom Behördenvorstand ermäch- 
tigter Justizangestellter unterschreiben." 

§ 29 

Aufgehoben werden: 

1. die §§5 bis 10 der Verordnung zur Vereinfachung 
des Grundbuchverfahrens vom 5. Oktober 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 573) und folgende zu ihrer 
Ergänzung (erlassenen Vorschriften: 

a) die Verordnung des Präsidenten des Zentral- 
justizamtes für die Britische Zone vom 
12. Mai 1947 (Verordnungsblatt für die Bri- 
tische Zone S. 52), 

b) das Badische Landesgesetz vom 7. Juli 1948 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 127), 

c) das Gesetz des Landes Württemberg-Hohen- 
zollern vom 6. August 1948 (Regierungsblatt 
für das Land Württemberg-Hohenzollern 
S, 93), 

d) das Rheinland-Pfälzische Landesgesetz vom 
8. Oktober 1948 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
S. 369), 

e) das Berliner Gesetz vom 11. Dezember 1952 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Bterlin 
S. 1075), 

f) die Allgemeinen Verfügungen des Reichs- 
mindsters der Justiz vom 15. Dezember 1942 
(Deutsche Justiz S. 823) und vom 7. Januar 
1943 (Deutsche Justiz S. 44); 

2. die Entscheidung über die sachliche Zuständig- 
keit für den Erlaß von Verordnungen über die 
Wiederherstellung von Grundbüchern und die 
Wiederbeschaffung von grundbuchrechtlichen Ur- 
kunden vom 27. Juni 1951 (Bundesgesietzbl. I 
S. 443). 

§ 30 

Auf die lin diesem Gesetz vorgesehenen Geschäfte 
lin Grundbuchsachen und Schiffsregister- und Schiffs- 
bauregistersachen, die von Amts wegen vorzuneh- 
men 'sind, (Sind die Vorschriften des § 17 Abs. 1 Nr. 1 
und des § 18 Abs. 1 Nr. 1 des Rechtspflegergesetzes 
vom 8. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. IS. 18) nicht 
anzuwenden. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Änderung der Zivilprozeßordnung 
§ 31 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 866 Abs. 3 Satz 1 treten an die Stelle der 
Worte „dreihundert Deutsche Mark" die Worte 
„fünfhundert Deutsche Mark"; 


6 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/351 


2. § 932 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im übiigen gelten die Vorschriften des 
§ 866 Abs. 3 Satz 1 und der §§ 867, 868." 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Änderung der Kostenordnung 
§ 32 

(1) Die Kostenordnung wird wie folgt geändert: 

1. a) In § 60 wird nach Absatz 3 folgender neuer 
Absatz eingefügt: 

„(4) Die Gebühren nach den Absätzen 1 
bis 3 ermäßigen sich auf die Hälfte bei Ein- 
tragung von Erben des eingetragenen Eigen- 
tümers, wenn der Eiintragungsantrag binnen 
zwei Jahren seit dem Erbfall bei dem Grund- 
buchamt eingereicht wird." 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab- 
sätze 5 und 6. 


(2) Wird der Erbschein für ein gerichtliches 
oder behördliches Verfahren benötigt, so Ist die 
Ausfertigung des Erbscheins dem Gericht oder 
der Behörde zur Aufbewahrung bei den Akten 
zu übersienden. Wird eine Ausfertigung oder 
Abschrift des Erbscheins auch für andere Zwecke 
erteilt oder nimmt der Antragsteller bei der Er- 
ledigung einer anderen Angelegenheit auf die 
Akten Bezug, lin denen sich der Erbschein be- 
findet, so hat der Antragsteller die in § 107 
Abs. 1 genannten Gebühren nach dem in § 107 
Abs. 2 bezeichneten Wert nadizuentrichten,- die 
Angelegenheit ist erst mit der Erteilung der Aus- 
fertigung oder Abschrift oder mit der Bezug- 
nahme auf die Akten endgültig erledigt (§ 15). 
In den Fällen des Satzes 2 hat das Nachlaß ge rieht 
die Stelle zu benachrichtigen, welche die nach 
§ 2356 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erforder- 
liche eidesstattliche Versicherung beurkundet 
hat." 

4. § 108 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 107 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend." 


2. An die Stelle des § 107 Abs. 3 treten folgende 
neue Absätze: 

„(3) Wird dem Nachlaßgericht glaubhaft ge- 
macht, daß der Erbschein nur zur Verfügung 
über Grundstücke oder im Grundbuch eingetra- 
gene Rechte oder zum Zwecke der Berichtigung 
des Grundbuchs gebraucht wird, so werden die 
in Absatz 1 genannten Gebühren nur nach dem 
Werte der im Grundbuch des Grundbuchamts 
eingetragenen Grundstücke und Rechte berech- 
net, über die auf Grund des Erbschoins verfügt 
werden kann. Wird der Erbschein für mehrere 
Grundbuchämter benötigt, so ist der Gesamtwert 
der in den Grundbüchern eingetragenen Grund- 
stücke und Rechte maßgebend. Sind die Grund- 
stücke und Rechte mit dinglichen Rechten be- 
lastet, so werden diese bei der Wertberechnung 
abgezogen. 

(4) Die Vorschriften des Absatzes 3 gelten ent- 
sprechend, wenn dem Nachlaßgericht glaubhaft 
gemacht wird, daß der Erbschein nur zur Ver- 
fügung über eingetragene Schiffe oder Schiffs- 
bauwerke oder im Schriffsiregister oder Schiffs- 
baureg ister eingetragene Rechte oder zur Berich- 
tigung dieser Register gebraucht wird." 


3. 


Nach § 107 wird folgende neue Vorschrift ein- 
gefügt: 

„§ 107 a 


Erbscheine für bestimmte Zwecke 


(1) Wird ein Erbschein für einen bestimmten 
Zweck gebührenfrei oder zu ermäßigten Gebüh- 
ren ertedlt, so werden die in § 107 Abs. 1 ge- 
nannten Gebühren nacherhoben, wenn von dem 
Erbschein zu einem anderen Zweck Gebrauch ge- 
macht wird. 


5. § 111 Abs, 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 107 a gilt entsprechend." 

(2) Wird die Eintragung von Erben des einge- 
tragenen Eigentümers binnen einem Jahre nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt, so ist ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt des Erbfalls die Gebühr 
nach § 60 Abs. 4 der Kostenordnung zu berechnen. 


ACHTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 
§ 33 

Die Vorschriften des Ersten, des Zweiten und des 
Dritten Abschnitts gelten nicht im Saarland. 


§ 34 

Dieses Gesetz mit Ausnahme des Zweiten Ab- 
schnitts gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Für die 
Anwendung des Ersten Abschnitts treten im Land 
Berlin an die Stelle des Umstellungsgesietzes und 
der Vierzigtsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz die entsprechenden Vorschriften der 
Umstellungsverordnung und des Gesetzies über die 
Umstellung von Qrundpf andre chten und über Auf- 
baugrundschulden. 


§ 35 

Diiesies Gesetz tritt mit dem Beginn des zweiten 
Kalendermonats nach seiner Verkündung in Kraft. 


7 



Drucksache IV/351 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Begründung 


I. Allgemeines 

Der Entwurf enthält eine Reihe von Vorschriften auf 
dem Gebiete des Sachenrechts sowie des Kosten- 
rechts, die dazu dienen sollen, den Wert des Grund- 
buchs und des Schiffsregisters für den Rechtsver- 
kehr wieder zu heben und die Führung dieser Regi- 
ster zu erleichtern. Das Bedürfnis hierzu ergibt sich 
aus mehreren Vorschriften der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit, bei deren Erlaß aus inzwischen über- 
holten Gründen die Bedürfnisse des Rechtsverkehrs 
hintangestellt wurden. Auf Grund der Rechtsent- 
wicklung erfüllen Grundbuch und Schiffsregister ins- 
besondere die Aufgabe nicht mehr vollständig, alle 
wirtschaftlich bedeutenden Belastungen in verläß- 
licher Weise nachzuweisen. Manche Rechte sind aus 
dem Grundbuch oder Schiffsregister nicht ersichtlich, 
manche sind ihrer Höhe oder der Person des Berech- 
tigten nach nicht richtig erkennbar. Eingetragene 
Belastungen sind vielfach gegenstandslos geworden, 
und die Register weisen oft noch Rechte aus, die 
wirtschaftlich kaum noch von Bedeutung sind. 
Grundbuch und Schiffsregister werden dadurch un- 
übersichtlich, die Registerführung wird erschwert 
und zum Nachteil eilbedürftiger Geschäfte verzögert. 
Der vorliegende Gesetzentwurf bezweckt im Zusam- 
menwirken mit anderen Maßnahmen, die Register 
von Unrichtigkeiten und entbehrlichen Eintragungen 
zu bereinigen, sie durch Eintragung bisher nicht er- 
sichtlicher Belastungen zu vervollständigen und da- 
durch dem Rechtsverkehr eine bessere Grundlage zu 
verschaffen und zugleich die Registerführung zu ver- 
einfachen und zu beschleunigen. 

IL 

Im einzelnen ist zur Begründung der Vorschriften 
des Entwurfs folgendes zu bemerken: 

ZUM ERSTEN ABSCHNITT 

Für die Umstellung von Hypotheken, die auf Reichs- 
mark, Rentenmark oder Goldmark lauten, gelten im 
Regelfälle die Vorschriften über die Umstellung der 
gesicherten Forderung (§ 1 Abs. 1 der 40. DVO/UG, 
§ 1 Abs. 1 des Berliner Gesetzes über die Umstel- 
lung von Grundpfandrechten und über Aufbaugrund- 
schulden vom 9. Januar 1951 — GVBl. I S. 71 — 
i. d. F. vom 15. Januar 1953 — GVBl. I S. 61 — ). 
Solche Hypotheken sind demnach grundsätzlich mit 
der Wirkung auf Deutsche Mark umgestellt, daß für 
je 10 RM 1 DM zu zahlen ist (§ 16 Abs. 1 UG, Ar- 
tikel 14 Nr. 32 der Berliner Umstellungsverordnung 
— VOBl. 1948 I S. 374 — ). Abweichend hiervon sind 
Reichsmarkhypotheken im Verhältnis von 1 DM zu 
1 RM umgestellt, wenn sich die Umstellung der per- 
sönlichen Forderung nach § 18 UG oder Artikel 16 
Nr. 36 der Berliner Umstellungsverordnung richtet 
oder wenn einer der in § 2 der 40. DVO/UG oder 
§ 2 des Berliner Gesetzes genannten Fälle vorliegt. 


Entsprechendes gilt für Grundschulden und Renten- 
schulden sowie gemäß § 7 der 40. DVO/UG für Hy- 
potheken an Schiffen und Schiffsbauwerken und für 
Pfandrechte an Bahneinheiten. Auf die Umstellung 
von Geldreallasten sind lediglich die Vorschriften 
des Umstellungsgesetzes anzuwenden (§ 4 der 
40. DVO/UG, § 4 des Berliner Gesetzes). 

Zur Eintragung des Umstellungsbetrags in das 
Grundbuch bedarf es der Bewilligung des Gläubi- 
gers und des Eigentümers; zur Eintragung eines 
Umstellungsbetrags, der sich auf mehr als 1 DM für 
je 10 RM beläuft, bedarf es ferner der Zustimmung 
des Finanzamtes (§ 5 Abs. 1 der 40. DVO/UG, § 8 
Abs. 1 des Berliner Gesetzes). Besteht Streit oder 
Ungewißheit über die Umstellung, so entscheidet 
auf Antrag eines Beteiligten ausschließlich das 
Amtsgericht im Verfahren der freiwilligen Gerichts- 
barkeit (§ 6 Abs. 1 der 40. DVO/UG, § 9 Abs. 1 des 
Berliner Gesetzes). Dieses Verfahren ist zeitraubend 
und mit Kosten verbunden. 

Ein gesetzlicher Zwang, die Eintragung des Umstel- 
lungsbetrags zu beantragen, besteht nicht. Daher 
fehlt diese noch bei vielen eingetragenen Rechten, 
die auf Reichsmark, Rentenmark oder Goldmark 
lauten. Daraus ergibt sich für den Rechtsverkehr oft 
eine störende Ungewißheit. Sie wirkt sich wirt- 
schaftlich als eine Behinderung in der Verfügung 
über Rechte, die dem umgestellten Recht im Range 
nachstehen oder gleichstehen, aber vielfach auch als 
eine Behinderung in der Verfügung über das 
belastete Grundstück aus. Die Ungewißheit über 
die Umstellung ist auch für die Zwangsvollstreckung 
in das Grundstück und in die Rechte störend. 

Die Vorschriften des Ersten Abschnitts sollen darauf 
hinwirken, daß die Ungewißheit möglichst bald be- 
seitigt wird, soweit sie sich störend auswirkt. Eine 
gesetzliche Verpflichtung, nunmehr in allen Fällen 
die Eintragung des Umstellungsbetrags in das 
Grundbuch zu bewirken oder eine allgemeine Aus- 
schlußfrist für die Eintragung eines Umstellungs- 
betrags, der sich auf mehr als 1 DM für je 10 RM 
beläuft, wird darin aber nicht vorgesehen, weil sie 
über das bezeichnete Ziel hinausgehen würde und 
daher die damit verbundenen Schwierigkeiten und 
Härten nicht zu rechtfertigen wären. Vielmehr ist 
ein Weg gewählt, der unter möglichster Schonung 
der Interessen der Gläubiger und ohne vermeid- 
bare Arbeitsbelastung der Beteiligten und der 
Grundbuchämter zu dem Ziel führt. Die Vorschriften 
gehen davon aus, daß die Umstellung im Verhältnis 
von 10:1 die Regel und die Umstellung im Verhält- 
nis von 1:1 die Ausnahme bildet und daß es daher 
mit Rücksicht auf das Grundbuchsystem und die 
daraus folgenden Bedürfnisse des Rechtsverkehrs 
gerechtfertigt ist, die durch die unterschiedliche Um- 
stellungsregelung begünstigten Gläubiger der Mög- 
lichkeit einer Rechlseinbuße auszusetzen, wenn sie 
nicht binnen angemessener Zeit für die Berichtigung 
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des Grundbuchs durch Eintragung des entsprechen- 
den Umstellungsbetrags ihres Rechtes sorgen. Dem- 
gemäß wird vorgesehen, daß vom Ende des Jahres 

1965 an auf Antrag ohne weiteres ein Umstellungs- 
betrag, der sich auf 1 DM für je 10 RM beläuft, in 
erleichterter Form eingetragen werden kann (§ 1 
Satz 1 und 2) und daß ein solcher Antrag auch von 
den Personen gestellt werden kann, die vornehmlich 
daran wirtschaftlich interessiert sind, daß die Unge- 
wißheit über die Umstellung beseitigt wird (§ 1 
Satz 3). Um dieses Ziel zu erreichen, wird der Ein- 
tragung die Wirkung beigelegt, daß das Recht einem 
solchen gleichsteht, das mit der Wirkung umgestellt 
ist, daß an die Stelle von je 10 RM 1 DM tritt (§ 7 
Abs. 1 Satz 1). Durch diese Regelung wird den 
Gläubigern der Rechte, die zu einem anderen Um- 
stellungssatz umgestellt sind, besonderer Anlaß ge- 
geben, die Eintragung des für sie in Betracht kom- 
menden Umstellungsbetrags vor dem Ende des Jah- 
res 1965 zu bewirken. Um hierbei etwa auf treten- 
den Schwierigkeiten Rechnung zu tragen, sind die 
Sondervorschriften über die Eintragung von Umstel- 
lungsschutzvermerken (§ 2 Abs. 1 Buchstabe b, §§ 4 
und 5) und über die Rechtsmittel {§ 3) aufgenommen. 
Soweit es mit den erwähnten Zwecken der Vor- 
schriften vereinbar ist, sollen die Betroffenen davor 
geschützt werden, daß sie durch die Regelung wirt- 
schaftliche Nachteile erleiden. Diesem Ziel dienen 
die Sondervorschriften in §§ 2, 7 Abs. 2, §§ 8 und 9. 

Zu § 1 

Die Vorschrift erleichtert vom Beginn des Jahres 

1966 an die Eintragung eines Umstellungsbetrags, 

der sich auf 1 DM für je 10 RM beläuft. Sie soll für 
die Regelfälle, in denen dieser Umstellungsbetrag 
der tatsächlichen Rechtslage entspricht, die Eintra- 
gung des Umstellungsbetrags vereinfachen und ver- 
billigen. Damit im Interesse des Rechtsverkehrs die 
Unsicherheit über die Umstellung beseitigt wird, 
soll § 1 zugleich in Verbindung mit der in § 7 Abs. 1 
bestimmten Wirkung der Eintragung darauf hinwir- 
ken, daß die Beteiligten einen von der Regel ab- 
weichenden Umstellungsbetrag alsbald in das 
Grundbuch eintragen lassen. Um den Beteiligten 
hierfür und für die Einleitung des etwa erforder- 
lichen Umstellungsverfahrens nach § 6 der 

40. DVO/UG genügend Zeit zu gewähren, sollen die 
in § 1 vorgesehenen Erleichterungen erst mit dem 
Beginn des Jahres 1966 eintreten. 

Satz 1 sieht die Befreiung von dem Erfordernis der 
Eintragungsbewilligung des Gläubigers und des 
Eigentümers vor, das in § 5 Abs. 1 Satz 1 der 
40. DVO/UG bestimmt ist. Er bewirkt neben der be- 
absichtigten Vereinfachung, daß vom Beginn des 
Jahres 1966 an der genannte Umstellungsbetrag 
ohne Mitwirkung des Gläubigers oder des Eigen- 
tümers eingetragen werden kann, wenn nicht vor- 
her ein höherer Umstellungsbetrag eingetragen 
ist. 

Satz 2 bewirkt die Befreiung von dem Erfordernis 
der Vorlegung des Hypothekenbriefs, das sich aus 
§ 41 Abs. 1 Satz 1 GBO ergibt. Die Vorschrift ist er- 
forderlich, um die Eintragung des Umstellungsbe- 
trags auch dann zu ermöglichen, wenn der Gläubi- 


ger den Brief nicht vorlegt. Sie ist sachlich unbe- 
denklich, da sich aus den im Brief enthaltenen An- 
gaben in alter Währung ohne weiteres ergibt, daß 
der Brief insoweit unrichtig geworden ist und daher 
der Rechtsverkehr nicht dadurch gefährdet wird, 
wenn die Angaben im Brief insoweit mit dem 
Grundbuch nicht übereinstimmen. 

Satz 3 erweitert den Kreis der Antragsberechtigten 
gegenüber § 13 Abs. 2 GBO. Er soll den Inhabern 
der der Hypothek im Range gleichstehenden oder 
nachstehenden Rechte die wirtschaftliche Verfügung 
über ihre Rechte erleichtern und den Gläubigern 
dieser Personen und des Grundstückseigentümers 
die Möglichkeit geben, sich über die Zweckmäßig- 
keit einer Zwangsvollstreckung in das Recht oder in 
das Grundstück schlüssig zu werden. 

Zu § 2 

Absatz 1 setzt zwei Gruppen von Ausnahmen von 
der Regelung des § 1, um unnötige Härten für den 
Gläubiger zu vermeiden. Dem Bedürfnis nach Sicher- 
heit des Rechtsverkehrs wird auch ohne Eintragung 
des Umstellungsbetrags genügt, wenn unmittelbar 
aus dem Grundbuch erkennbar ist, daß ein Umstel- 
lungsbetrag in Betracht kommt, der sich auf mehr 
als 1 DM für je 10 RM beläuft. Diese Voraussetzung 
ist in den Ausnahmefällen gegeben, in denen sich 
die Tatsachen, aus welchen ein solches Umstellungs- 
verhältnis folgt, schon aus dem Grundbuch allein 
entnehmen lassen, z. B, wenn die Hypothek nach 
der Eintragung im Grundbuch z. Z. der Umstellung 
dem Eigentümer des Grundstücks zustand oder als 
eine Höchstbetragshypothek eingetragen war (Ab- 
satz 1 Buchstabe a). Sie ist aber nicht gegeben, wenn 
diese Tatsache erst aus den Grundakten erkennbar 
ist. Die Ausnahme für den Fall, daß bei der Hy- 
pothek ein Umstellungsschutzvermerk eingetragen 
ist (Absatz 1 Buchstabe b), ist notwendig, um in den 
in § 4 Abs. 1 bezeichneten Fällen, für die ein solcher 
Vermerk vorgesehen ist, den Gläubiger vor einem 
Rechtsverlust auf Grund des § 7 zu schützen. 

Absatz 2 schränkt die Vorschrift des § 1 Satz 1 ein. 
Er beruht auf folgenden Erwägungen: 

Nach § 2 Nr. 4 der 40. DVO/UG werden mit der 
Wirkung, daß an die Stelle von 1 RM 1 DM tritt, 
umgestellt: 

a) Hypotheken, Grundschulden und Rentenschul- 
den, die bei Ablauf des 20. Juni 1948 Angehöri- 
gen der Vereinten Nationen (§ 13 Abs, 4 des 
Umstellungsgesetzes) zustanden, sofern die durch 
sie gesicherte Forderung eine Schuld der in § 52 
des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
über deutsche Auslandsschulden bezeichneten 
Art ist; 

b) Hypotheken, Grundschulden und Rentenschul- 
den, die bei Ablauf des 20. Juni 1948 an Ange- 
hörige der Vereinten Nationen zur Sicherung 
einer Schuld der in § 52 des Gesetzes zur Ausfüh- 
rung des Abkommens über deutsche Auslands- 
schulden bezeichneten Art abgetreten oder ver- 
pfändet waren, soweit sie aus einem Geschäft, 
das der Angehörige der Vereinten Nationen zu 
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finanzieren oder zu refinanzieren beabsichtigte, 
herrühren und sie oder die Forderungen, zu 
deren Sicherung sie bestellt sind, auf Goldmark 
oder Reichsmark mit Goldklausel oder Gold- 
option lauten. 

§ 52 des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
über deutsche Auslandsschulden vom 24. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1003), auf den diese Vor- 
schriften Bezug nehmen, lautet wie folgt: 

«§ 52 

(1) Trägt eine in Goldmark oder in Reichs- 
mark mit Goldklausel oder mit Goldoption ausge- 
drückte Schuld spezifisch ausländischen Charak- 
ter im Sinne des Artikels V Nr. 3 der Anlage II 
oder des Artikels 6 der Anlage IV in Verbindung 
mit AnlageVII des Abkommens und hat der Gläu- 
biger nach den Bestimmungen des Abkommens 
und seiner Anlagen Anspruch auf die Vorteile aus 
dem Abkommen und seinen Anlagen, so kann 
er verlangen, daß die Schuld so geregelt wird, 
wie wenn sie mit Wirkung vom Beginn des 
21. Juni 1948 auf den Betrag von 1 DM für eine 
Goldmark oder 1 RM umgestellt worden wäre. 

(2) Trägt eine im Ausland ausgegebene und 
zahlbare Schuldverschreibung, die zu einer Gold- 
markanleihe oder mit Goldklausel versehenen 
Reichsmarkanleihe einer deutschen Gemeinde im 
Bundesgebiet gehört, spezifisch ausländischen 
Charakter im Sinne der Unteranlage D zu An- 
lage I in Verbindung mit Anlage VII des Abkom- 
mens, so gilt Absatz 1 sinngemäß." 

Daraus ergibt sich, daß die Umstellung des Grund- 
pfandrechts u. a. davon abhängt, ob der Gläubiger 
Anspruch auf die Vorteile aus dem Schulden abkom- 
men hat (Artikel 15 des Abkommens). Der Anspruch 
auf die Vorteile aus dem Abkommen besteht nur, 
wenn es sich um eine Schuld der in Artikel 4 des 
Abkommens bezeichneten Art handelt. Dazu ist 
u. a. erforderlich, daß die Schuld gegenüber einer 
Person besteht, die jeweils in demjenigen Zeitpunkt 
in einem Gläubigerstaat ansässig ist oder dessen 
Staatsangehörigkeit besitzt, in dem gemäß dem Ab- 
kommen und seinen Anlagen vom Schuldner ein Re- 
gelungsvorschlag gemacht oder vom Gläubiger eine 
Regelung verlangt wird (Artikel 4 Abs. 3 Buch- 
stabe b des Abkommens). Der Kreis der Gläubiger- 
staaten ist noch nicht geschlossen. Er kann sich 
durch den Beitritt von Staaten, die bisher an dem 
Schuldenabkommen noch nicht beteiligt sind, gemäß 
Artikel 36 des Abkommens noch erweitern. Auch 
der Zeitraum, in dem der Gläubiger eine Regelung 
der Schuld verlangen und damit die Vorteile aus 
dem Abkommen beanspruchen kann, ist im Schul- 
denabkommen nicht allgemein festgelegt. In vielen 
Fällen hat der Gläubiger das Recht, die Entschei- 
dung, ob er die Regelung verlangen will, noch zu 
verschieben. Aus diesen Umständen folgt, daß noch 
nicht in allen Fällen feststeht, ob die Voraussetzun- 
gen für eine Umstellung des Grundpfandrechts nach 
§ 2 Nr. 4 der 40. DVO/UG eintreten. In solchen Fäl- 
len kann ein Umstellungsverfahren noch nicht ein- 
geleitet werden. 


§ 4 Abs. 1 Buchstabe c gibt dem Gläubiger für diese 
Fälle die Möglichkeit, ciie Eintragung eines Umstel- 
lungsschutzvermerkes zu bewirken und damit auf 
Grund der Vorschrift des Absatzes 1 Buchstabe b 
die Anwendung des § 1 und die Wirkung des § 7 
Abs. 1 auszuschließen. Mit Rücksicht auf die beson- 
dere Lage der in Betracht kommenden Gläubiger 
erscheint es angebracht, darüber hinaus im Eintra- 
gungsverfahren das Mögliche zu tun, um sie vor 
Nachteilen durch die vorgesehene Regelung zu 
schützen. Deshalb verpflichtet Absatz 2 cias Grund- 
buchamt, vor Erledigung eines Antrags nach § 1 zu 
prüfen, ob sich aus dem Grundbuch oder den Grund- 
akten Anhaltspunkte dafür ergeben, daß zwei wich- 
tige Voraussetzungen der Umstellung nach § 2 Nr. 4 
der 40. DVO/UG vorliegen, nämlich die Qualität der 
durch die Hypothek gesicherten Forderung als Gold- 
markforderung und die Eigenschaft des Gläubigers 
als Angehöriger der Vereinten Nationen. Sind hier- 
für Anhaltspunkte vorhanden, so liegt die Möglich- 
keit nahe, daß die Umstellung nach § 2 Nr. 4 in Be- 
tracht kommt. Dann soll das Grundbuchamt abwei- 
chend von § 1 Satz 1 dem dort bezeichneten Antrag 
nur stattgeben, wenn, wie es § 5 Abs. 1 Satz 1 der 
40. DVO/UG vorsieht, der Gläubiger und der Eigen- 
tümer die Eintragung bewilligen. Eine Prüfungs- 
pflicht in der Richtung, ob auch Anhaltspunkte für 
die sonstigen Voraussetzungen der Umstellung nach 
§ 2 Nr. 4 vorliegen oder ob Umstände gegeben sind, 
die eine solche Umstellung ausschließen, wird we- 
gen der damit verbundenen Schwierigkeiten nicht 
vorgesehen. 

Zu § 3 

Absatz 1 Satz 1 setzt für den Fall der Zurück- 
weisung des Antrags auf Eintragung eines Umstel- 
lungsbetrags, der sich auf mehr als 1 DM für 10 RM 
beläuft, an die Stelle der unbefristeten Grundbuch- 
beschwerde (§§ 71 ff. GBO) die befristete sofortige 
Beschwerde (§ 22 FGG). Diese Regelung soll dazu 
führen, daß binnen bestimmter Frist geklärt wird, 
ob eine ablehnende Entscheidung über einen Eintra- 
gungsantrag rechtskräftig wird. Auf diese Weise 
soll die Zahl der Fälle gering gehalten werden, in 
denen ein Umstellungsschutzvermerk nach § 4 
Abs. 1 Buchstabe a erforderlich wird. Wegen der 
Abweichung von der sonst in Grundbuchsachen gel- 
tenden Beschwerderegelung sieht Absatz 1 Satz 2 
eine Belehrung des Antragstellers über das zuläs- 
sige Rechtsmittel vor. 

Die Absätze 2 bis 4 regeln die Rechtsmittel für die 
Fälle, in denen vor Inkrafttreten des Gesetzes ein 
Eintragungsantrag des in Absatz 1 bezeichneten In- 
halts zurückgewiesen oder gegen die Zurückwei- 
sung Beschwerde erhoben worden ist. Die Art der 
Rechtsmittel entspricht der in Absatz 1 getroffenen 
Regelung. Für die Fälle der Absätze 2 und 3 be- 
durfte es einer Bestimmung über den Beginn der 
Rechtsmittelfrist; eine dem Absatz 1 Satz 2 entspre- 
chende Belehrung ist für diese Fälle nicht vorgese- 
hen, weil hier die Verfügung des Grundbuchamts 
oder des Gerichts über die Zustellung bereits vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes getroffen wird. Die 
Vorschrift des Absatzes 4 dient der Klarstellung. 
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Zu § 4 

Der Umstellungsschutzvermerk bewirkt gemäß § 2 
Abs. 1 Buchstabe b, daß die in § 1 vorgesehenen Er- 
leichterungen der Eintragung des regelmäßigen Um- 
stellungsbetrags nicht bestehen, und daß daher die 
in § 7 Abs. 1 bestimmten Wirkungen der Eintragung 
dieses Umstellungsbetrags nicht eintreten können, 
wenn nicht der Gläubiger und der Eigentümer die 
Eintragung bewilligt haben oder über die Höhe der 
Umstellung in einem Umstellungsverfahren ent- 
schieden ist. Der Vermerk soll als Behelf dienen, 
wenn die Beteiligten die Eintragung eines Umstel- 
lungsbetrags, der sich auf mehr als 1 DM für 10 RM 
beläuft, nicht rechtzeitig bewirken können. Seine 
Eintragung, die ohne Bewilligung der Betroffenen 
auf Antrag eines Beteiligten vorzunehmen ist, wird 
daher auf Fälle dieser Art beschränkt. Die Fälle 
werden in Absatz 1 einzeln aufgezählt. Unter Buch- 
stabe c werden außer den Fällen, in denen die dort 
genannten Voraussetzungen in Zukunft noch eintre- 
ten können, auch die Fälle genannt, in denen sie 
bereits vorliegen, weil eine Sonderung der beiden 
Fallgruppen in einer für die Gesetzesanwendung 
leicht faßlichen Form nicht möglich erscheint. Ab- 
satz 1 Satz 2 soll gegenüber § 16 Abs. 1 GBO klar- 
stellen, daß ein Antrag auf Eintragung eines Um- 
stellungsschutzvermerkes schon vor der Entschei- 
dung über den in § 3 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten 
Antrag gestellt, also insbesondere mit diesem ver- 
bunden werden kann. Auf diese Weise kann der 
Antragsteller verhindern, daß, bevor die Verfügung 
über die Zurückweisung des in § 3 behandelten An- 
trags rechtskräftig geworden ist, auf einen anderen 
Eintragungsantrag hin bereits eine Eintragung der 
Umstellung nach § 1 vorzunehmen wäre. Dem glei- 
chen Ziel dient Absatz 1 Satz 3 für den Fall, daß ein 
Antrag nach § 1 schon gestellt wird, ehe das Grund- 
buchamt über den Antrag nach § 3 entschieden hat. 
Der Umstellungsschutzvermerk ist nach dieser Vor- 
schrift an Stelle einer der sonst nach § 18 Abs. 2 
Satz 1 GBO vorzunehmenden Eintragungen (Vor- 
merkung, Widerspruch) einzutragen. Er kommt des- 
halb nicht in Betracht, wenn die Voraussetzungen 
des § 18 Abs. 2 GBO nicht vorliegen, also z. B über 
den Antrag nach § 3 vor dem Antrag nach § 1 ent- 
schieden oder der Antrag nach § 1 zurückgewiesen 
wird. Für den Umstellungsschutzvermerk gelten im 
übrigen die Vorschriften des Entwurfs. Insbeson- 
dere richtet sich seine Löschung nach § 5, nicht nach 
§ 18 Abs. 2 Satz 2 GBO. 

Absatz 2 Satz 1 soll zu § 29 Abs. 1 Satz 2 GBO klar- 
stellen, in welcher Form der Nachweis der Voraus- 
setzungen in den Fällen der Buchstaben a und b des 
vorhergehenden Absatzes geführt werden kann. 

Absatz 2 Satz 2 befreit den Gläubiger einer Hypo- 
thek, deren Umstellung sich nach § 2 Nr. 4 der 
40. DVO/UG zum Umstellungsgesetz richtet, und 
den sonstigen Antragsteller bei dem Antrag auf Ein- 
tragung eines Umstellungsschutzvermerkes von dem 
Nachweis eines Teils der Voraussetzungen dieser 
Umstellung. Die Befreiung betrifft insbesondere den 
Nachweis des spezifisch ausländischen Charakters 
der gesicherten Schuld und des Anspruchs auf die 
Vorteile aus dem Schuldenabkommen. Die Befrei- 


ung erscheint geboten, weil der Nachweis dieser 
Tatsachen umständlich und zeitraubend ist und in 
grundbuchlicher Form oft nicht ohne weiteres zu 
führen wäre. Im Zusammenhang mit dieser Befrei- 
ung regelt Absatz 4 die Beweislast im Beschwerde- 
verfahren gegen die Eintragung des Umstellungs- 
schutzvermerkes dahin, daß der Beschwerdeführer 
nachzuweisen hat, daß die eines Nachweises nicht 
bedürftigen Voraussetzungen nicht vorliegen. 

Absatz 3 regelt die Beschwerde gegen die Zurück- 
weisung des Antrags auf Eintragung des Umstel- 
lungsschutzvermerkes entsprechend dem § 3 Abs. 1. 

Absatz 5, der die Eintragung eines Umstellungs- 
schutzvermerkes ausschließt, wenn bei der Hypo- 
thek der Umstellungsbetrag eingetragen ist, ist mit 
Rücksicht auf die in § 7 Abs. 1 vorgesehene Rege- 
lung notwendig. Die Vorschrift läßt die Zulässigkeit 
der Eintragung eines Widerspruchs, der sich gegen 
die Richtigkeit der Eintragung des Umstellungs- 
betrags richtet, unberührt. Die Eintragung eines 
solchen Widerspruchs wird allerdings ausgeschlos- 
sen, wenn die in § 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 bezeich- 
neten Wirkungen eingetreten sind. 

Zu § 5 

Die Vorschrift regelt die Löschung des nach § 4 
eingetragenen Umstellungsschutzvermerkes. Buch- 
stabe a sieht die Löschung des Umstellungsschutz- 
vermerkes für den Fall vor, daß der Umstellungs- 
betrag eingetragen wird, da der Vermerk dann ge- 
genstandslos wird. In den Buchstaben b und c wird 
die Löschung für die Fälle vorgeschrieben, in denen 
die Eintragung eines Umstellungsbetrags, der sich 
auf mehr als 1 DM für je 10 RM beläuft, nicht mehr 
in Betracht kommt. 

Der Vermerk soll von Amts wegen gelöscht werden, 
weil ein Interesse an baldiger Klarheit über die Um- 
stellung der Hypothek (vgl. § 7) und an schneller 
Beseitigung überflüssig gewordener Vermerke be- 
steht. Die Voraussetzungen für die Löschung sind 
für das Grundbuchamt in den Fällen der Buchstaben 
a und b aus seinen Akten ersichtlich, im Falle des 
Buchstaben c aus der in Satz 2 vorgeschriebenen 
Mitteilung des Amtsgerichts. 

Zu § 6 

Satz 1 bestimmt zur Vereinfachung gegenüber .§ 41 
GBO und zur Vermeidung von Zeitverlusten, daß 
bei Briefhypotheken zur Eintragung oder Löschung 
des Umstellungsschutzvermerkes der Brief nicht vor- 
gelegt zu werden braucht. Satz 2 bestimmt darüber 
hinaus, um vermeidbares Schreibwerk zu ersparen, 
daß die Eintragung und die Löschung auf dem Brief 
auch dann nicht vermerkt wird, wenn er vorgelegt 
wird. Die Vorschrift gibt dem Gläubiger einer Hy- 
pothek, die im Verhältnis von 1 : 1 umgestellt ist, 
außerdem Veranlassung, alsbald nach der Entschei- 
dung in dem Umstellungsverfahren die Eintragung 
des Umstellungsbetrags zu beantragen, damit die 
Umstellung auch aus dem Brief ersichtlich wird; da- 
durch wird auch in diesen Fällen die Löschung des 
Umstellungsvermerkes (§ 5 Buchstabe a) gefördert. 

n 



Drucksache IV/351 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Zu § 7 

Die Ungewißheit über die Umstellung würde nicht 
völlig beseitigt, wenn nach der Eintragung des Um- 
stellungsbetrags die Bewilligung der Berichtigung 
dieser Eintragung mit der Begründung verlangt 
werden könnte, daß die Hypothek nach einem an- 
deren als dem der Eintragung zugrunde gelegten 
regelmäßigen Umstellungssatz umgestellt sei. Nur 
diejenigen, die nach der Eintragung ein Recht durch 
Rechtsgeschäfte erworben haben, könnten unter Be- 
rufung auf den öffentlichen Glauben, der der Ein- 
tragung nach § 892 BGB zukäme, die Bewilligung 
der Berichtigung erweitern. Um von einem festge- 
legten Zeitpunkt an die Ungewißheit völlig zu be- 
heben, stellt Absatz 1 Satz 1 eine Hypothek, bei 
der nach dem Ende des Jahres 1965 ein der regel- 
mäßigen Umstellung im Verhältnis von 10 : 1 ent- 
sprechender Umstellungsbetrag eingetragen ist, 
einer Hypothek gleich, für die dieser Umstellungs- 
satz auf Grund des Artikels I der 40. DVO/UG tat- 
sächlich gilt. Aus demselben Grunde legt Absatz 1 
Satz 2 vom Ende des Jahres 1965 an einer vorher 
bewilligten Eintragung dieses Umstellungsbetrags 
die gleiche Wirkung bei, sofern nicht vor dem Ende 
des Jahres 1965 ein Widerspruch gegen die Rich- 
tigkeit dieser Eintragung eingetragen ist. 

Absatz 2 dient der Klarstellung, daß Absatz 1 
Satz 1 in die persönliche Forderung nicht eingreift. 
Ist die persönliche Forderung im Verhältnis von 
1 RM zu 1 DM umgestellt, so verbleibt es also dabei 
auch dann, wenn nach Absatz 1 die Hypothek einer 
im Verhältnis von 1 DM für je 10 RM umgestellten 
Hypothek gleichsteht. 

Zu § 8 

Absatz 1 Satz 1 stellt klar, daß ein Umstellungsver- 
fahren nach § 6 der 40. DVO/UG und den ent- 
sprechenden Berliner Vorschriften durch die Vor- 
schrift des § 7 Abs. 1 nicht gehindert wird. Ein 
solches Verfahren muß zum Zwecke der Feststellung 
zulässig bleiben, ob die Voraussetzungen für die 
Anwendung des § 9 vorliegen und ob bei Grund- 
schulden und Rentenschulden, die nicht der Siche- 
rung einer persönlichen Forderung dienen, die Vor- 
aussetzungen für die Entstehung einer Hypotheken- 
gewinnabgabe gegeben sind. 

Absatz 1 Satz 2 soll gegenüber dem Satz 1 klarstel- 
len, daß die allgemeinverbindliche Wirkung der 
Entscheidung in einem Umstellungsverfahren (§ 6 
Abs. 3 Satz 5 der 40. DVO/UG, § 9 Abs. 4 Satz 2 des 
Berliner Gesetzes) die Anwendung des § 7 Abs. 1 
nicht hindert. 

Absatz 2 soll für Grundschulden und Rentenschul- 
den klarstellen, daß § 7 Abs. 1 keine Bedeutung für 
die Hypothekengewinnabgabe hat. Die Abgabe- 
schuld bei Schuldnergewinnen aus der Umstellung 
von Grundschulden und Rentenschulden, die nicht 
der Sicherung einer persönlichen Forderung dienen, 
soll sich also auch nach dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes danach richten, in welchem Verhältnis die 
Grundschuld oder die Rentenschuld nach den Vor- 
schriften der 40. DVO/UG und den entsprechenden 
Vorschriften in Berlin umgestellt ist. 


Zu § 9 

Die Vorschrift soll verhindern, daß der Gläubiger 
in den Fällen, in denen die Hypothek nach den 
Vorschriften der 40. DVO/UG oder des Berliner 
Gesetzes im Verhältnis von 1 DM zu 1 RM umge- 
stellt ist, durch die im § 7 Abs. 1 getroffene Rege- 
lung eine stärkere wirtschaftliche Einbuße erleidet, 
als sie mit dieser Vorschrift unvermeidbar verbun- 
den ist. Sie gewährt dem Gläubiger einen Anspruch 
auf Einräumung einer weiteren Hypothek an nächst- 
bereiter Rangstelle, wenn sich die umgestellte 
Hypothek auf Grund des § 7 Abs. 1 vermindert. 
Dieser Anspruch muß jedoch ausgeschlossen sein, 
wenn ein Eigentumswechsel unter den in Satz 2 
bezeichneten Umständen eingetreten ist. Denn in 
solchen Fällen soll sich der Erwerber des belasteten 
Grundstücks nach dem Zweck des § 7 Abs. 1 darauf 
verlassen können, daß im Zusammenhang mit der 
umgestellten Hypothek ihn keine weiteren Ver- 
pflichtungen treffen. 

Zu § 10 

Die entsprechende Anwendung der Vorschriften des 
Ersten Abschnitts auf Grundschulden, Rentenschul- 
den und Reallasten sowie auf Schiffshypotheken und 
Pfandrechte an Bahneinheiten wird vorgesehen, weil 
die Gründe für die vorgesehene Regelung bei diesen 
Rechten im wesentlichen ebenso zutreffen wie bei 
Hypotheken. Die Vorschriften sollen insbesondere 
auch für die vor der Umstellung aus Fremdhypo- 
theken entstandenen Eigentümergrundschulden gel- 
ten. 

Zu § 11 

Die Vorschrift erstreckt die Anwendbarkeit der §§ 5 
und 6 der 40. DVO/UG auf Reallasten, um Zweifel 
auszuräumen, die sich aus der Fassung dieser Ver- 
ordnung ergeben und zu unterschiedlichen gericht- 
lichen Entscheidungen geführt haben. Die Erstrek- 
kung ist notwendig, weil nach § 10 die Vorschriften 
über die Eintragung der Umstellung auch für Real- 
lasten gelten sollen. 

Zu § 12 

Die Vorschrift soll im Hinblick auf § 5 Abs. 3 der 
40. DVO/UG klarstellen, daß die dort getroffene 
Regelung der Kosten der Eintragung des Umstel- 
lungsbetrags auch gelten soll, wenn die Eintragung 
nicht nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 der 40. DVO/UG, 
sondern auf Grund des § 1 des Gesetzes vorge- 
nommen wird. Anstelle einer Verweisung auf § 5 
Abs. 3 der 40. DVO/UG ist der Inhalt der Kosten- 
regelung in den Wortlaut aufgenommen. Dadurch 
wird auch der Inhalt der in § 13 Abs. 1 getroffenen 
Regelung für die Kosten der Eintragung des Um- 
stellungsschutzvermerkes unmittelbar aus dem Ge- 
setz ersichtlich. Daß § 5 Abs. 3 der 40. DVO/UG im 
übrigen unberührt bleibt, bedarf keiner Hervor- 
hebung im Gesetz. 

Zu § 13 

Da die Eintragung eines Umstellungsschutzvermer- 
kes erst durch die Vorschriften des Ersten Abschnitts 
notwendig wird und auf Gründen beruht, die über- 
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wiegend die allgemeinen Interessen des Grundstück- 
verkehrs betreffen, erscheint es nicht angemessen, 
den Kostenschuldner insgesamt mit höheren Kosten 
zu belasten, als er bei unmittelbarer Eintragung 
eines Umstellungsbetrags, der sich auf mehr als 
1 DM für je 10 RM beläuft, zu tragen hat. Ist der 
Umstellungsschutzvermerk nach § 4 Abs. 1 Buch- 
staben a und b einzutragen, so werden daher zwar 
für die Eintragung dieselben Kosten vorgesehen, 
wie sie für die Eintragung des entsprechenden Um- 
stellungsbetrags zu erheben wären f Absalz 1 Satz 1), 
zum Ausgleich dafür wird aber die Gebühr für die 
Eintragung des Umstellungsschutzvcrmerkes auf die 
Gebühr für die spätere Eintragung des genannten 
Umstellungsbetrags angerechnet (Absatz 3). Für die 
Eintragung des Umstellungsschutzvermerkes soll 
kein Vorschuß erhoben werden, um Verzögerungen 
der Eintragungen zu vermeiden (Absatz 1 Satz 2). 
Die Eintragung soll kostenfrei sein, wenn der Um- 
stellungsschutzvermerk nach § 4 Abs. 1 Buchstabe c 
einzutragen ist. In einem Teil der in Betracht kom- 
menden Fälle steht noch nicht fest, ob der Gläubiger 
einen Anspruch auf die Vorteile aus den Schulden- 
abkommen haben wird. Da in einem solchen Falle 
ohne die neuen Vorschriften überhaupt noch kein 
Anlaß gegeben wäre, irgendeine Eintragung bei dem 
Grundpfandrecht vorzunehmen, und da die übrigen 
Fälle des § 4 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c, wie in der 
Begründung dazu erwähnt ist, nicht genügend klar 
auszusondern sind, sollen allgemein für die Eintra- 
gung des Umstellungsschutzvermcrkes nach § 4 
Abs. 1 Buchstabe c keine Kosten erhoben werden 
(Absatz 1 Satz 3 erster Halbsatz). In den Fällen des 
§ 4 Abs. 1 Satz 3 soll die Eintragung des Umstel- 
lungsschutzvermerkes gebührenfrei sein (Absatz 1 
Satz 3 zweiter Halbsatz), weil auch die in § 18 Abs. 2 
Satz 1 GBO vorgesehenen Eintragungen (Vormer- 
kung, Widerspruch) gebührenfrei sind (§ 69 Abs. 1 
Nr. 2 der Kostenordnung). 

Die Löschung des Umstellungsschutzvermerkes soll 
nach dem bezeichneten Grundgedanken der Rege- 
lung in jedem Falle kostenfrei sein (Absatz 2). 


ZUM ZWEITEN ABSCHNITT 

Umstellungsgrundschulden sind in den Ländern der 
ehemaligen britischen und der ehemaligen amerika- 
nischen Besatzungszone auf Grund des § 1 des Ge- 
setzes zur Sicherung von Forderungen für den 
Lastenausgleich vom 2. September 1948 (WiGBl. 
S. 87) i. d. F. des Artikels I des Änderungsgesetzes 
vom 10. August 1949 (WiGBl. S. 232) entstanden, 
im ehemaligen Land Baden auf Grund des § 1 des 
entsprechenden Gesetzes vom 22. Februar 1949 
(GVBl. S. 81) i. d. F. des Änderungsgesetzes vom 
7. Februar 1950 (GVBl. S. 128), im ehemaligen Land 
Württemberg-Hohenzollern auf Grund des ent- 
sprechenden Gesetzes vom 3. Dezember 1948 (RegBl. 
1949 S. 3) i. d. F. des Änderungsgesetzes vom 15. No- 
vember 1949 (RegBl. S. 505) sowie im Land Rhein- 
land-Pfalz auf Grund des § 1 des entsprechenden 
Landesgesetzes vom 23. November 1948 (GVBl. I 
S. 409) i. d. F. des Änderungsgesetzes vom 13. Ja- 
nuar 1950 (GVBl. IS. 1). Sie standen treuhänderisch 


dem Staat zu. Die Umstellungsgrundschulden be- 
durften nach diesen Vorschriften zu ihrer Entstehung 
sowie zu ihrer Wirksamkeit Dritten gegenüber 
grundsätzlich nicht der Eintragung im Grundbuch. 
In der Zeit vom 13. September 1948 bis zum 8. Äu- 
gust 1949 war die Umstellungsgrundschuld jedoch 
dann einzutragen, wenn das umgestellte Recht, aus 
dem sie entstanden war, gelöscht wurde (§ 13 Äbs. 3 
Satz 2 der DVO vom 7. September 1948 — - WiGBl. 
S. 88 — , aufgehoben durch § 15 Abs. 2 der 2. DVO 
vom 8. September 1949 — WiGBl. S. 233). Gele- 
gentlich sind sie auch in anderen Fällen in das 
Grundbuch eingetragen worden. Nach den bezeich- 
neten Gesetzen und den zu ihrer Durchführung er- 
lassenen Vorschriften sind Umstellungsgrundschul- 
den unter bestimmten Voraussetzungen ganz oder 
teilweise auf den Eigentümer des belasteten Grund- 
stücks übergegangen. In solchen Fällen war die Ein- 
tragung der Umstellungsgrundschuld zulässig, aber 
zunächst nicht erforderlich (§12 Abs. 1 der 2. DVO). 

Die Umstellungsgrundschulden sind, soweit sie nicht 
vor dem Inkrafttreten des Lastenausgleichsgesetzes 
auf den Eigentümer übergegangen sind, auf Grund 
des § 119 Abs. 2 oder des § 120 Abs. 1 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes erloschen, und zwar auch dann, 
wenn sie im Grundbuch eingetragen sind. Soweit 
Umstellungsgrundschulden auf den Eigentümer über- 
gegangen sind, bedürfen sie nach § 120 Abs. 2 LAG 
ab 1. April 1953 zu ihrer Wirksamkeit gegenüber 
dem Öffentlichen Glauben des Grundbuchs der Ein- 
tragung. Ein Fehlen der Eintragung hat aber nicht 
das Erlöschen dieser auf den Eigentümer überge- 
gangenen Umstellungsgrundschulden zur Folge. 

Diese Entwicklung hat u. a. ergeben, daß 

a) ein Teil der noch eingetragenen Umstellungs- 
grundschulden ganz oder teilweise erloschen ist; 

b) ein Teil der eingetragenen Umstellungsgrund- 
schulden ganz oder teilweise auf den Eigentümer 
übergegangen ist, ohne daß dies aus der Ein- 
tragung ersichtlich ist; 

c) Umstellungsgrundschulden, die auf den Eigen- 
tümer übergegangen sind, noch bestehen, aber 
nicht im Grundbuch eingetragen sind. 

In allen diesen Fällen ist das Grundbuch unrichtig. 
Wenn eine Umstellungsgrundschuld eingetragen ist, 
aber ein Vermerk über ihren Übergang auf den 
Eigentümer fehlt, ist zwar erkennbar, daß die Ein- 
tragung unrichtig geworden ist, es ist aber nicht 
erkennbar, ob ein Fall der Gruppe a oder der 
Gruppe b vorliegt. Da in Fällen der Gruppe b 
die Umstellungsgrundschuld noch nicht erloschen 
wäre, kann die Umstellungsgrundschuld nicht im 
Verfahren nach §§ 84 ff. GBO gelöscht werden. 

Aus der geschilderten Sachlage ergibt sich somit 
eine Unsicherheit, die im Rechtsverkehr störend 
wirkt. Die Vorschriften des Vierten Abschnitts be- 
zwecken, diese Unsicherheit nach Ablauf einer Über- 
gangszeit zu beseitigen. Während der Übergangszeit 
sollen die Beteiligten noch Gelegenheit haben, die 
Berichtigung des Grundbuchs zu erwirken (§ 14). 
Nach Ablauf dieser Übergangszeit sollen alle Um- 
stellungsgrundschulden erlöschen, bei denen der 
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Übergang auf den Eigentümer nicht eingetragen oder 
die selbst überhaupt nicht eingetragen sind, obgleich 
sie auf den Eigentümer übergegangen sind (§§ 15, 16). 
Für diese Regelung sind folgende Erwägungen maß- 
gebend: Die Kenntnis von der Entstehung und der 
Rechtsnatur der Umstellungsgrundschuld verblaßt 
mit fortschreitender Zeit immer mehr. Die Beteiligten 
selbst sorgen erfahrungsgemäß nur selten für die 
hier in Frage stehende Berichtigung des Grundbuchs. 
Es ist anzunehmen, daß in der Mehrzahl der Fälle, 
in denen der Übergang einer eingetragenen Umstel- 
lungsgrundschuld auf den Eigentümer oder die auf 
den Eigentümer übergegangene Umstellungsgrund- 
schuld selbst bisher noch nicht eingetragen ist, der 
Eigentümer an der Klarstellung der Rechtslage nicht 
interessiert ist, weil die Umstellungsgrundschuld 
infolge von Löschungsverpflichtungen gegenüber 
anderen Gläubigern oder aus anderen Gründen für 
ihn wirtschaftlich ohne Wert ist. In allen diesen 
Fällen bedeutet ein Erlöschen der Umstellungsgrund- 
schuld für den Eigentümer keinen Schaden und die 
Löschung der eingetragenen Umstellungsgrundschuld 
eine Entlastung von der mit einem Löschungsantrag 
verbundenen Mühe. Die Löschung von Amts wegen 
erspart zugleich die Verwaltungsarbeit bei Ausstel- 
lung der Bescheinigung, die das Finanzamt nach 
§ 120 Abs. 3 Satz 1 LAG zu erteilen hat. Unter den 
dargestellten Umständen rechtfertigt es sich, den 
Eigentümer in den übrigbleibenden Fällen vor die 
Wahl zu stellen, entweder binnen geraumer Zeit die 
Berichtigung des Grundbuchs zu bewirken oder das 
Erlöschen seines Rechts nach Ablauf der Frist hinzu- 
nehmen. 

Zu § 14 

Absatz 1 bestimmt für Anträge der bezeichneten Art 
eine Ausschlußfrist. Die Gründe für die Einführung 
einer Antragsfrist ergeben sich aus den vorstehen- 
den Ausführungen. Die Frist wird bis zum Ende des 
Jahres 1964 erstreckt, um dem Eigentümer, auf den 
die Umstellungsgrundschuld übergegangen ist, 
genügend Zeit zu lassen, sich die Bescheinigung des 
Finanzamts nach § 120 Abs. 3 Satz 1 LAG zu ver- 
schaffen und den Antrag beim Grundbuchamt einzu- 
reichen. 

Absatz 2 regelt durch Bezugnahme auf § 3 die Be- 
schwerde gegen die Verfügung des Grundbuchamts, 
durch die ein Antrag zurückgewiesen wird. Auf die 
Begründung zu § 3 wird verwiesen. 

Zu §§ 15, 16 

Die Gründe für die vorgesehene Regelung ergeben 
sich aus der allgemeinen Begründung zum Zweiten 
Abschnitt. Die Regelung führt dazu, daß für den 
Rechtsverkehr im Regelfälle vom Ende des Jahres 
1964 ab, spätestens aber binnen einer beschränkten 
Zeit nach diesem Zeitpunkt, Klarheit über die Bela- 
stung eines Grundstücks mit Eigentümerrechten, die 
aus Umstellungsgrundschulden entstanden sind, ge- 
schaffen wird. Die in § 15 Satz 2 vorgesehene Kosten- 
freiheit der Löschung der Umstellungsgrundschuld 
beruht auf folgenden Erwägungen: Bei allen einge- 
tragenen Umstellungsgrundschulden, bei denen ein 
Übergang auf den Eigentümer nicht eingetragen ist, 
besteht die Möglichkeit, daß sie nicht oder nur teil- 


weise auf den Eigentümer übergegangen und daher 
insoweit erloschen sind. Soweit sie auf diese Weise 
erloschen sind, darf der Eigentümer nicht mit 
Löschungskosten belastet werden. Müßte zum Zwecke 
der Feststellung, ob die Voraussetzung der Kosten- 
freiheit gegeben ist, ein Nachweis geführt werden, 
so wäre dafür eine Bescheinigung des Finanzamtes 
notwendig, wie sie in § 120 Abs. 3 Satz 1 LAG vor- 
gesehen ist. Die mit der Ausstellung einer solchen 
Bescheinigung verbundene Verwaltungsarbeit ist so 
groß, daß es sich empfiehlt, sie dadurch entbehrlich 
zu machen, daß die Löschung auch dann kostenfrei 
durchgeführt wird, wenn die Umstellungsgrund- 
schuld ganz oder teilweise auf den Eigentümer über- 
gegängen ist. 

Zu § 17 

§ 17 entspricht den Vorschriften in § 880 Abs. 4 BGB 
und § 120 Abs. 1 zweiter Halbsatz des Lastenaus- 
gleichsgesetzes. Er soll die vorgetretenen Rechte 
davor schützen, daß ihr Rang sich verschlechtert, 
wenn die Umstellungsgrundschuld erlischt. Er ist 
neben den genannten Vorschriften erforderlich, weil 
§ 880 Abs. 4 BGB nur den Fall regelt, daß die Auf- 
hebung des zurückgetretenen Rechts auf einem 
Rechtsgeschäft beruht und § 120 Abs. 1 LAG nur den 
Fall betrifft, daß eine Umstellungsgrundschuld er- 
lischt, die nicht auf den Eigentümer übergegangen 
ist. 

ZUM DRITTEN ABSCHNITT 

Die §§18 bis 20 sollen die Löschung kleinerer Rechte 
an Grundstücken und eingetragenen Schiffen, soweit 
die Rechte von der Währungsumstellung betroffen 
sind, erleichtern. 

Zu § 18 

Absatz 1: Nach § 29 Abs. 1 GBO soll eine Eintra- 
gung nur vorgenommen werden, wenn die Eintra- 
gungsbewilligung oder die sonstigen zu der Eintra- 
gung erforderlichen Erklärungen vor dem Grund- 
buchamt zur Niederschrift des Grundbuchrichters 
abgegeben oder durch öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkunden nachgewiesen werden; andere 
Voraussetzungen der Eintragung bedürfen, soweit 
sie nicht bei dem Grundbuchamt offenkundig sind, 
des Nachweises durch öffentliche Urkunden. Nach 
§ 35 Abs. 1 der GBO kann der Nachweis der Erb- 
folge nur durch einen Erbschein geführt werden; be- 
ruht jedoch die Erbfolge auf einer Verfügung von 
Todes wegen, die in einer öffentlichen Urkunde ent- 
halten ist, so genügt es, wenn an Stelle des Erb- 
scheins die Verfügung und die Niederschrift über 
die Eröffnung der Verfügung vorgelegt werden; 
erachtet das Grundbuchamt die Erbfolge durch diese 
Urkunden für nicht nachgewiesen, so kann es die 
Vorlegung eines Erbscheines verlangen. Nach § 35 
Abs. 2 GBO ist das Bestehen der fortgesetzten Güter- 
gemeinschaft nur auf Grund des in § 1507 BGB vor- 
gesehenen Zeugnisses als nachgewiesen anzu- 
nehmen. 

Oft unterbleibt die Löschung eines Grundpfandrechts 
oder einer Reallast, weil die Beteiligten die Förm- 
lichkeiten schwer erfüllen können, die für die not- 
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wendigen Erklärungen und Nachweise in den ange- 
führten Vorschriften der Grundbuchordnung vorge- 
schrieben sind, oder weil sie die damit verbundenen 
Kosten vermeiden möchten. Durch § 26 des Gesetzes 
über die Bereinigung der Grundbücher vom 18. Juli 
1930 (RGBl. I S. 305) wurde daher bestimmt, daß 
für die Eintragung des Erlöschens einer aufgewer- 
teten Hypothek oder Grundschuld, deren Geldbetrag 
300 GM oder RM nicht übersteigt, sowie für die 
Eintragung des Erlöschens einer aufgewerteten 
Rentenschuld oder Reallast, deren Jahresleistung 
15 GM oder RM nicht übersteigt, der Nachweis der 
Voraussetzungen der Löschung nicht der in § 29 
GBO vorgeschriebenen Form und der Nachweis der 
Erbfolge nicht der in § 36 (jetzt § 35) GBO vorge- 
schriebenen Form bedarf. Die Bestimmung wurde 
in der Rechtsprechung des Preußischen Kammerge- 
richts auch angewendet, wenn das Erlöschen des 
aufgewerteten Rechts erst infolge seiner Löschung 
eintrat (Rechtsprechung in Auf wer tungs Sachen 
1931/32 S. 196ff.j vgl. auch Quassowski, Die neuen 
Aufwertungsgesetze, Ergänzungsband S. 10 f.). 

Infolge der Währungsumstellung ist die Zahl der 
Grundpfandrechte, deren Betrag im Verhältnis zu 
der üblichen Höhe von Grundpfandrechten gering 
ist, wiederum erheblich aufgestiegen. Um die Berei- 
nigung von Grundbüchern von solchen Rechten zu 
erleichtern, empfiehlt sich eine ähnliche Bestimmung 
wie die des erwähnten § 26, und zwar unter Aus- 
dehnung auf Fälle, in denen das Erlöschen erst 
durch die Löschung eintritt. Demgemäß sieht § 18 
Abs. 1 bei Anträgen auf Löschung umgestellter 
Hypotheken oder Grundschulden, deren Geldbetrag 
eine bestimmte Höchstgrenze nicht übersteigt, eine 
Befreiung der erforderlichen Erklärungen und Nach- 
weise von der Form des § 29 GBO vor und zugleich 
eine Erleichterung des Nachweises einer Erbfolge 
und des Bestehens einer fortgesetzten Gütergemein- 
schaft, wie sie für die Eintragung des Eigentümers 
eines geringwertigen Grundstücks bereits in § 35 
Abs. 3 GBO bestimmt ist. Bei der Höchstgrenze wird 
auf den Umstellungsbetrag des zur Zeit der Löschung 
noch eingetragenen Geldbetrags abgestellt, nicht auf 
den Umstellungsbetrag des zur Zeit der Währungs- 
umstellung eingetragenen Geldbetrags. Soweit der 
Übergang eines Teils der Hypothek auf den Eigen- 
tümer eingetragen ist, ergibt sich ohne besondere 
Vorschrift, daß die Höchstgrenze für die restliche 
Teilhypothek und für die Teileigentümergnmdschuld 
gesondert gilt. Die Höchstgrenze ist mit 1000 Deut- 
sche Mark so gewählt, daß Grundpfandrechte 
von erheblichem wirtschaftlichem Gewicht nicht er- 
faßt werden, aber zur möglichst wirksamen Förde- 
rung einer Grundbuchbereinigung alle anderen die 
vorgesehenen Erleichterungen genießen. Dabei ist 
mit berücksichtigt, daß eine Heraufsetzung der 
Höchstgrenze gegenüber dem in § 26 des Gesetzes 
vom 18. Juli 1930 genannten Betrag von 300 Reichs- 
mark sich schon wegen der seitdem eingetretenen 
Änderung des Geldwertes rechtfertigt. 

Absatz 2 stellt klar, in welcher Weise der in Ab- 
satz 1 Satz 1 bezeichnete Geldbetrag zu berechnen 
ist. Aus der Regelung folgt, daß die Vorschrift des 
Absatzes 1 schon mit dem Inkrafttreten des Geset- 
zes nur in den Fällen anwendbar wird, in denen der 


Umstellungsbetrag im Grundbuch bereits eingetra- 
gen ist oder in denen sich aus dem in alter Währung 
eingetragenen Geldbetrag ergibt, daß bei Berück- 
sichtigung der Umstellung ein höherer Betrag als 
1000 Deutsche Mark nicht in Betracht kommt. In den 
übrigen Fällen wird Absatz 1 erst mit dem Beginn 
des Jahres 1966 anwendbar, da erst dann die in Ab- 
satz 2 Satz 2 erster Halbsatz bezeichneten Voraus- 
setzungen vorliegen können. 

Zu § 19 

Die Vorschrift sieht die entsprechende Anwendung 
der Vorschriften des § 18 auf umgestellte Renten- 
schulden und Reallasten vor. Für diese ist als 
Höchstgrenze der Jahresleistung entsprechend der 
in § 26 des Gesetzes vom 18. Juli 1930 getroffenen 
Regelung der zwanzigste Teil der für den Betrag der 
Hypotheken und Grundschulden vorgesehenen 
Höchstgrenze eingesetzt, also eine Jahresleistung 
von 50 Deutsche Mark. 

Zu § 20 

Die Vorschrift beruht auf denselben Gründen, wie 
die Vorschrift des § 18. Dem § 29 der Grundbuch- 
ordnung entspricht § 37 der Schiffsregisterordnung; 
dem § 35 Abs. 1, 2 der Grundbuchordnung entspricht 
§ 41 der Schiffsregisterordnung. 


ZUM VIERTEN ABSCHNITT 

Die Forderungen aus Abgeltungsdarlehen, die auf 
Grund der Vorschriften der Verordnung über die 
Aufhebung der Gebäudeentschuldungssteuer vom 
31. Juli 1942 (RGBl. I S. 501) und der dazu erlassenen 
Durchführungsverordnung vom 31. Juli 1942 (RGBl. I 
S. 503) gewährt worden sind, sind kraft Gesetzes 
durch Abgeltungslasten, die als öffentliche Last auf 
dem betroffenen Grundstück ruhen (§ 2 Abs. 2 der 
Verordnung in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Satz 2 
der Durchführungsverordnung) und daher nicht in 
das Grundbuch eingetragen sind, oder durch die 
nach § 8 der Durchführungsverordnung in das Grund- 
buch eingetragenen Abgeltungshypotheken ge- 
sichert. Die Forderungen aus Abgeltungsdarlehen 
sind bei regelmäßiger Tilgung am 20. März 1960 be- 
glichen worden. Soweit die Abgeltungsdarlehen ge- 
tilgt werden, erlöschen die Abgeltungslasten und 
auch die Abgeltungshypotheken, so daß aus diesen 
eine Eigentümergrundsdiuld nicht entsteht. 

Es ist damit zu rechnen, daß sich in manchen Fällen 
die Tilgung verzögert hat und auch in Zukunft ver- 
zögern wird. Für den noch nicht getilgten Teil der 
Forderungen bestehen die Abgeltungslasten sowie 
die eingetragenen Abgeltungshypotheken über den 
20. März 1960 hinaus. Da die Kenntnis von dem Be- 
stehen der Abgeltungslasten und von der rechtlichen 
Bedeutung der Abgeltungslasten und Abgeltungs- 
hypotheken wegen Ablaufs der Zeit, in der die 
regelmäßige Tilgung der Forderung aus den Abgel- 
tungsdarlehen beendet und deshalb die Mehrzahl 
dieser Belastungen erloschen ist, allmählich verblas- 
sen wird, besteht ein Interesse daran, daß alsbald 
offensichtlich gemacht wird, inwieweit das Grund- 
stück im Zusammenhang mit Abgeltungsdarlehen 
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noch belastet ist. Dieser Klarstellung dienen die 
Vorschriften der §§ 21 bis 24. Durch § 22 sollen die 
Abgeltungslasten bis zum Ende des Jahres 1964 
beseitigt werden. § 23 soll es im Anschluß daran er- 
leichtern, daß die dann noch eingetragenen Abgel- 
tungshypotheken allmählich gelöscht werden. 

Zu §§ 21, 22 

Die Vorschriften dienen der Beseitigung der Ab- 
geltungslasten. Von denjenigen Schuldverhältnis- 
sen aus Abgeltungsdarlehen, deren Tilgung am 
20. März 1960 noch nicht beendet war, dürfte die 
Mehrzahl alsbald danach völlig getilgt werden. Die 
übrigbleibenden Fälle werden sich laufend vermin- 
dern. Mit fortschreitender Zeit werden sie so selten 
werden, daß der Grundstücksverkehr dann nicht 
länger damit belastet werden darf, stets auf die 
Möglichkeit solcher aus dem Grundbuch nicht er- 
sichtlicher Ausnahmefälle Rücksicht zu nehmen. Die 
Gläubiger können auf dem einfachen Wege, den 
§ 9 der Durchführungsverordnung vorsieht, die Ab- 
geltungslast in eine Abgeltungshypothek kosten- 
frei umwandeln und damit die Belastung aus dem 
Grundbuch ersichtlich machen. 

Aus diesen Erwägungen rechtfertigt es sich, die 
wenigen in Betracht kommenden Gläubiger vor die 
Wahl zu stellen, entweder bis zum Ende des Jahres 
1964 die Abgeltungslast in eine Abgeltungshypo- 
thek zu verwandeln oder ein Erlöschen der ding- 
lichen Sicherung ihres Darlehensanspruchs durch 
die Abgeltungslast hinzunehmen. Angesichts der 
geringen Zahl der zu erwartenden Fälle wird die 
Eintragung der Abgeltungshypotheken den Grund- 
buchämtern nicht mehr Arbeit machen, als sie be- 
wältigen können. Daher sieht § 21 eine Ausschluß- 
frist für die Eintragung von Abgeltungshypotheken 
und § 22 das Erlöschen der dann etwa noch übrig 
gebliebenen Abgeltungslasten mit dem Ende der 
Ausschlußfrist vor. Da angesichts der in § 9 der 
Durchführungsverordnung enthaltenen Erleichterun- 
gen kaum Fälle Vorkommen können, bei denen der 
Erledigung von Anträgen auf Eintragung einer Ab- 
geltungshypothek Hindernisse entgegenstehen, er- 
scheint es nicht erforderlich, vor dem Eintritt der 
Ausschlußwirkung nach § 21 für die Erledigung 
der Eintragung der Übergangszeit vorzuschalten, 
wie sie im Ersten Abschnitt für die dort behandel- 
ten Fälle vorgesehen ist. 

Zu § 23 

Die Vorschrift soll die Löschung gegenstandsloser 
Abgeltungshypotheken und damit die Bereinigung 
der Grundbücher fördern. Eine gründliche Bereini- 
gung ist nur möglich, wenn auch diejenigen Abgel- 
tungshypotheken gelöscht werden, bei denen in- 
folge des Verhaltens des Gläubigers nicht festge- 
stellt werden kann, daß sie noch nicht erloschen 
sind. Um spätere Streitigkeiten darüber auszu- 
schließen, ob das gelöschte Recht tatsächlich er- 
loschen ist, ist das Erlöschen dieser Abgeltungs- 
hypotheken kraft Gesetzes vorzusehen. Diese Rege- 
lung rechtfertigt sich aus der besonderen Rechts- 
natur der Abgeltungshypotheken, die außerhalb 
des Kreises der allgemein zugelassenen Rechte an 
Grundstücken stehen. 


Ausgangspunkt der in § 23 getroffenen Regelung ist 
wiederum, daß nach dem Ende des Jahres 1964 nur 
in Ausnahmefällen noch Restforderungen aus Ab- 
geltungsdarlehen bestehen werden. Von diesem 
Zeitpunkt an wird daher die Vermutung begründet 
sein, daß Abgeltungshypotheken, die vor mehr als 
drei Jahren in das Grundbuch eingetragen worden 
sind, inzwischen erloschen sein werden. Da die 
Gläubiger im allgemeinen kein eigenes Interesse an 
der Löschung erloschener Abgeltungshypotheken 
haben und die Eigentümer der belasteten Grund- 
stücke die Löschung nur unter Mitwirkung der 
Gläubiger bewirken können, würden die erlosche- 
nen Abgeltungshypotheken voraussichtlich noch 
lange Zeit in den Grundbüchern verzeichnet bleiben, 
wenn ihre Löschung nicht erleichtert würde. Es emp- 
fiehlt sich daher eine Regelung, durch die die 
Löschung auch dann ermöglicht wird, wenn der 
Gläubiger nicht mitwirkt. Sie liegt im Interesse aller 
Gläubiger, deren Abgeltungshypotheken erloschen 
sind, da diesen dadurch Schreibwerk erspart bleibt. 
Daß dann die geringe Minderheit der Gläubiger, 
deren Darlehen noch nicht völlig getilgt isind, zur 
Erhaltung ihrer Rechte eine Erklärung abgeben muß, 
erscheint bei der besonderen Sachlage zumutbar. 
Nach geltendem Recht können eingetragene Rechte 
vom Grundbuchamt von Amts wegen nur in dem 
Verfahren nach §§ 84 ff. GBO gelöscht werden. Die- 
ses Verfahren ist für die vorliegenden Fälle unzu- 
reichend. Seine Einleitung hängt von dem Vorliegen 
der besonderen in § 85 Abs. 1 GBO bezeichneten 
Umstände ab. Erfahrungsgemäß wird es nur selten 
angewendet. Es kann auch nur zur Löschung, nicht 
aber zum Erlöschen von Rechten führen. 

§ 23 führt daher ein davon abweichendes Verfahren 
ein, das der gegebenen Sachlage besser angepaßt 
ist. Absatz 1 gibt dem Grundbuchamt die Möglich- 
keit, nach dem Ende des Jahres 1964 den Gläubiger 
zur Einreichung einer schriftlichen Erklärung aufzu- 
fordern, ob eine Forderung aus dem Abgeltungs- 
darlehen noch besteht. In Fällen, in denen die Ab- 
geltungshypothek erst in den letzten drei Jahren 
eingetragen dst, soll der Gläubiger erst nach Ablauf 
von drei Jahren seit der Eintragung zur Erklärung 
auf gef ordert werden. Denn in diesen Fällen läßt der 
Zeitpunkt der Eintragung den Schluß zu, daß sich 
die regelmäßige Tilgung des Abgeltungsdarlehens 
verzögert hat; demgemäß erscheint eine Vermutung, 
daß die Tilgung vollendet ist, erst nach dem Ablauf 
von drei Jahren seit der Eintragung begründet. 

Mit Rücksicht auf die in Absatz 3 und 5 vorge- 
sehenen Rechtsfolgen ist die in Satz 1 bestimmte 
Erklärungsfrist gesetzlich auf drei Monate bemessen 
und in Satz 3 die Möglichkeit einer Fristverlänge- 
rung vorgesehen, damit der Gläubiger ausreichend 
Gelegenheit hat, seine Erklärung vorzubereiten. Da 
als Gläubiger nur Kreditinstitute in Betracht kom- 
men, sind die in § 88 Abs. 2 GBO vorgesehenen 
Ausnahmen von den Zustellungsvorschiiften der 
Zivilprozeßordnung, die das Grundbuchamt nach 
§ 16 FGG bei der Aufforderung anzuwenden hat, im 
vorliegenden Verfahren entbehrlich. 

Wenn der Gläubiger auf die Aufforderung des 
Grundbuchamts die Erklärung einreicht, daß eine 
Forderung aus dem Abgeltungsdarlehen noch be- 
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steht, so hat das Grundbuchamt zunächst nichts 
weiteres zu veranlassen, aber gemäß Absatz 4 die 
Aufforderung nach drei Jahern zu wiederholen. Er- 
gibt die Erklärung jedoch, daß keine Forderung 
mehr besteht, also die Abgeltungshypothek gemäß 
§ 8 der Durchführungsverordnung erloschen ist, so 
soll diese Erklärung nach Absatz 2 als Antrag auf 
Löschung der Abgeltungshypothek gelten, danüt der 
Gläubiger nicht noch einen formellen LÖschungs- 
antrag stellen muß. 

Für den Fall, daß der Gläubiger der Aufforderung 
nicht nachkommt, siieht Absatz 3 vor, daß die Ab- 
geltungshypothek nach Ablauf der Frist von Amts 
wegen zu löschen ist. 

Die Vorschrift des Absatzes 5 über das Erlöschen 
der Abgeltungshypothek beruht auf den oben be- 
reits angeführten Gründen. Die Kostenfreiheit der 
Löschung entspricht dem § 9 Abs. 6 der Durch- 
f üh r ung s V e r Ordnung. 

Absatz 6 soll klarstellen, daß durch die Sondervor- 
schriften der Absätze 1 bis 4 die Möglichkeit nicht 
ausgeschlossen wird, ein Löschungsverfahren nach 
den §§ 84 ff. GBO durchzuführen. 

Zu § 24 

Da die Vorschriften der §§ 21 bis 23 lediglich der 
Klarstellung der sachenrechtlichen Verhältnisse die- 
nen sollen, besteht kein Anlaß, in die Forderung aus 
dem Abgeltungsdarlehen einzugreifen. Die Forde- 
rung soll also unberührt bleiben. § 24 stellt dies 
klar. 

ZUM FÜNFTEN ABSCHNITT 

In diesem Abschnitt sind zusätzlich zu den grund- 
buchrechtlichen Vorschriften der vorhergehenden 
Abschnitte weitere Vorschriften des Grundbuch- 
rechts zusammengefaßt, die der Vereinfachung der 
Grundbuchführung und -gesetzgebung dienen. 

Zu § 25 

Die Vorschrift übernimmt inhaltlich den § 8 der Ver- 
ordnung zur Vereinfachung des Grundbuch Verfah- 
rens vom 5. Oktober 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 573) 
mit der Ergänzung, die er durch Einfügung eines 
zweiten Absatzes auf Grund der in § 35 Nr. 2 be- 
zeichn eten Vorschriften in einiigen Ländern erhalten 
hat. Die Vorschrift ist sprachlich geändert und neu 
gegliedert sowie dadurch erweitert, daß die vorge- 
sehenen Erleichterungen auch dann gelten sollen, 
wenn der Brief durch Kriegseinwirkung abhanden 
gekommen und sein Verbleib seitdem nicht bekannt- 
geworden ist. Die Erweiterung soll der Auslegung, 
die die genannte Vorschrift zum Teil in der Recht- 
sprechung gefunden hat, eine zweifelsfreie gesetz- 
liche Grundlage bieten. Die Bestimmung in Absatz 1 
Satz 4, daß die Erteilung des neuen Briefs kosten- 
frei ist, ergibt, daß auch Auslagen nicht zu erstatten 
sind. Diese Regelung entspricht im wesentlichen der 
Allgemednen Verfügung des Reichsministers der 
Justiz vom 7. Januar 1943 (Deutsche Justiz S. 44), 
die daher gemäß § 29 Nr. 1 f. aufgehoben werden 
soll. 


Zu § 26 

Nummer 1 

§10 Abs. 4 der Grundbuchordnung ist gegenstands- 
los geworden, da die darin enthaltene Ermächti- 
gung auf Grund des Artikels 129 Abs. 3 GG er- 
loschen ist. 

Nummer 2 

Nach § 57 Abs. 2 Buchstabe a GBO sollen in den 
Auszug aus dem Grundbuch, den der Hypotheken- 
brief enthalten soll, der Inhalt der die Hypothek be- 
treffenden Eintragungen und, soweit zur Ergänzung 
einer Eintragung auf eine Urkunde Bezug genom- 
men ist, auch der Inhalt dieser Urkunde aufgenom- 
mien werden; im Falle des § 1115 Abs. 2 BGB braucht 
der Inhalt der Satzung der Kreditanstalt nicht auf- 
genommen zu werden. 

Während die Vorschrift, soweit sie den Inhalt der 
die Eintragung ergänzenden Urkunden betrifft, sich 
bei der Erteilung eines Hypothekenbriefs wegen 
der in § 58 GBO getroffenen Regelung meistens 
nicht auswirkt, hat sie für alle anderen Fälle unein- 
geschränkte Bedeutung. Sie führt sowohl bei der 
Erteilung von Grund- und Rentenschuldbriefen, für 
die sie gleichfalls gilt, wie auch bei Vermerken auf 
dem Hypothekenbrief, die nach §§ 62, 65 GBO vor- 
genommien werden, oft zu umfangreichem Schrift- 
werk, das nicht im angemessenen Verhältnis zu den 
geringen Vorteilen steht, die es für die Verwend- 
barkeit des Briefs haben kann. 

Für die Zwecke, denen der Brief dient, erscheint es 
genügend, wenn aus ihm der Inhalt der Eintragun- 
gen ersichtlich ist, die im Grundbuch hinsichtlich des 
Grundpfandrechts enthalten sind. Durch die Neu- 
fassung wird daher der Grundbuchauszug, soweit er 
das Grundpfandrecht selbst betrifft, auf den Inhalt 
dieser Eintragungen beschränkt. 

Nummer 3 

Die Aufhebung des § 58 Abs. 2 GBO ist notwendig, 
weil er durch die Änderung des § 57 Abs. 2 GBO 
gegenstandslos wird. 

Nummer 4 

Die Ausübung des Berichtigungszwangs nach § 82 
GBO ist bisher von der Voraussetzung abhängig, 
daß die alsbaldige Berichtigung des Grundbuchs an- 
gezeigt erscheint. Die ausdrückliche Hervorhebung 
dieser Voraussetzung kann die Annahme veran- 
lassen, der Rechtsüberaang außerhalb des Grund- 
buchs lasse grundsätzlich die Berichtigung des 
Grundbuchs noch nicht angezeigt erscheinen, viel- 
mehr müßten stets besondere Umstände hinzu- 
treten, um diese Voraussetzung zu erfüllen. Dies hat 
in der Praxis die Anwendung des § 82 und des von 
derselben VoTaussetzimg abhängigen § 82 a GBO 
behindert. Durch die Neufassung soll als Wille des 
Gesetzgebers deutlich zum Ausdruck kommen, daß 
dem außerhalb des Grundbuchs eingetretenen Biaen- 
tumsübergang grundsätzlich die Berichtigung des 
Grundbuchs alsbald folgt. An die Stelle der bis- 
herigen Kann-Vorschrift wird daher eine von der 
bezeichneten Voraussetzung unabhängige Soll-Vor- 
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Schrift gesetzt, die durch den zweiten Satz dahin 
gemildert wird, daß das Grundbuchamt den Berich- 
tigungszwang zurückstellen soll, wenn berechtigte 
Gründe vorliegen. 

Nummer 5 

Nach § 83 GBO soll das Nachlaßgericht, das einen 
Erbschein erteilt oder sonst die Erben ermittelt hat, 
wenn ihm bekannt ist, daß zu dem Nachlaß ein 
Grundstück gehört, dem zuständigen Grundbuchamt 
von dem Erbfall und den Erben Mitteilung machen. 
Diese Vorschrift soll durch den neuen Satz für die 
Fälle der Eröffnung einer Verfügung von Todes 
wegen erweitert werden, um dem Grundbuchamt 
eine Grundlage für die Ausübung des Berichtigungs- 
zwangs nach § 82 GBO zu geben. Der Hinweis des 
Gerichts auf die Unrichtigkeit des Grundbuchs soll 
den Erben Anlaß geben, die Berichtigung des Grund- 
buchs selbst zu beantragen. 

Nummer 6 

§ 123 GBO überläßt die Regelung der in ihm be- 
zeichneten Angelegenheiten einer Verordnung des 
Reichsministers der Justiz. Auf Grund dieser Er- 
mächtigung hat der Reichsminister der Justiz, nach- 
dem er vorher schon Regelungen für bestimmte Ein- 
zelfälle getroffen hatte, die Verordnung über die 
Wiederherstellung zerstörter oder abhanden ge- 
kommener Grundbücher und Urkunden vom 26. Juli 
1940 (RGBl. I S. 1048) erlassen. Die Ermächtigung 
in § 123 GBO ist gemäß Artikel 129 Abs. 1 des 
Grundgesetzes auf den Bundesminister der Justiz 
übergegangen, wie in der in § 29 Nr. 3 bezeichneten 
Entscheidung vom 27. Juni 1951 (BGBl. I S. 443) fest- 
gestellt worden ist. Der Bundesminister der Justiz 
hat auf Grund der Ermächtigung die Verordnung 
über den Rechtsverkehr bis zur Wiederherstellimg 
zerstörter Grundbücher bei dem Amtsgericht Burg- 
steinfurt vom 27. Juni 1951 (BGBL I S. 443) erlassen. 

Bereits beim Erlaß dieser Verordnung wurde eis als 
unzweckmäßig empfunden, daß das geltende Recht 
es dem allein betroffenen Land nicht erlaubte, eine 
derartige örtlich beschränkte Regelung selbst zu 
treffen. Es ist davon auszugehen, daß auch in Zu- 
kunft ein Bedürfnis zur Regelung der im § 123 GBO 
bezeichneten Angelegenheit jeweils nur aus be- 
stimmten Einzelfällen im Bereich einzelner Grund- 
buchämter auftreten wird. Die Neufassung sieht da- 
her vor, daß die Landesregierungen oder die von 
ihnen bestimmten obersten Landesbehörden die er- 
forderlichen Bestimmungen treffen können. Für die 
entsprechenden Angelegenheiten des Schiffsregisters 
findet sich eine Ermächtigung zum Erlaß solcher Be- 
stimmungen in § 92 der Schiffsregisterordnung. 

Zu § 27 

Da die in der Begründung zu § 26 Nr. 6 genannten 
Verordnungen vom 26. Juli 1940 und 27. Juni 1951 
bisher Bundesrecht sind, wird im Zusammenhang 
mit der Neufassung des § 123 GBO (§ 26 Nr. 6) klar- 
gestellt, daß auch diese Vorschriften landesrechtlich 
geändert, ergänzt imd aufgehoben werden können. 


Zu § 28 

Nummer 1 

Nach § 2 der Verordnung zur Ausführung der Grund- 
buchordnung soll der Richter die Eintragung in das 
Grundbuch, regelmäßig unter Angabe des Wortlauts, 
verfügen und der Urkundsbeamte der Geschäfts- 
stelle sie veranlassen. Die Eintragung ist dann von 
beiden zu unterschreiben. Nummer 1 sieht einen 
Zusatz zu § 2 vor, wonach statt des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle auch ein Justizangestellter, der 
vom Behördenvorstand ermächtigt ist, als zweiter 
unterschreiben kann. Zwar ist es in den meisten 
Ländern schon bisher auf Grund landesrechtlicher 
Vorschriften möglich, einen Justizangestellten vor- 
übergehend oder dauernd mit der Wahrnehmung 
der Geschäfte des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle zu beauftragen und ihn dadurdi zur Leistung 
der zweiten Unterschrift zu ermächtigen. Abgesehen 
davon, daß diese Möglichkeit nicht unmittelbar aus 
den Grundbuchvorschriften ersichtlich ist, hat sie in 
dem Mer erörterten Zusammenhang den Nachteil, 
daß sie nur eine allgemeine Beauftragung des Justiz- 
angestellten mit den Geschäften des Urkundsbeam- 
ten der Geschäftsstelle zuläßt, während sich das 
Bedürfnis oft darauf beschränkt, daß der Justizange- 
stellte lediglich zur Unterzeichnung der Eintragun- 
gen und anderer Urkunden ermächtigt wird. Die 
Anforderungen an das Können eines Justizangestell- 
ten, der lediglich zur Unterzeichnung ermächtigt 
werden soll, brauchen nicht so weit zu gehen, wie 
es zu einer Beauftragung mit der Vertretung des 
Urkundsbeamten nötig wäre. Denn bei der Leistung 
der zweiten Unterschrift ist ohne sachliche Prüfung 
der Eintragungsvoraussetzungen lediglich zu prüfen, 
ob die vorgenommene Eintragung mit der Ein- 
tragungsverfügung übereinstimmt. Dafür genügt 
eine allgemeine büromäßige Ausbildung. Angesichts 
des bei manchen Grundbuchämtern, besonders den 
kleinen Gerichtsbezirken, bestehenden Mangels an 
Beamten des mittleren Justizdienstes soll die vor- 
gesehene Neuregelung die schnelle Erledigung der 
Grundbuchgeschäfte erleichtern. 

Nummer 2 

§ 3 der Verordnung zur Ausführung der Grundbuch- 
ordnung regelt die Zuständigkeit für die Unter- 
zeichnung von Hypotheken-, Grundschuld- und Ren- 
tenschuldbriefen so, wie § 2 die Zuständigkeit zur 
Unterzeichnung der Eintragungen regelt. Aus den 
zu Nummer 1 angeführten Gründen sieht Nummer 2 
eine entsprechende Ergänzung des § 3 vor, wie sie 
für § 2 vorgeschlagen wird. 

Soweit die §§ 2 und 3 der Verordnung zur Aus- 
führung der Grundbuchordnung den Richter erwäh- 
nen, werden sie durch die Vorschriften des Rechts- 
pflegergesetzes berührt. Von einer Angleichung des 
Wortlauts der §§ 2 und 3 an die durch das Rechts- 
pflegergesetz geschaffene Rechtslage wird aber mit 
Rücksicht auf ihren Zusammenhang mit den vom 
Rechtspflegergesetz betroffenen übrigen Vorschriften 
der Verordnung abgesehen. Die Rechtsklarheit bleibt 
auch ohne ©ine solche Angleichung gewahrt. 
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Zu § 29 

Nummer 1 

Die §§ 5 und 6 der genannten Verordnung ^ind durch 
die Neufassung der Kostenordnung gegenstandslos 
geworden. Die im § 7 enthaltenen Ermächtigungen 
sind auf Grund des Artikels 129 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes erloschen. § 8 der Verordnung sowie die 
unter den Buchstaben a bis f genannten Vorschriften 
werden durch § 25 ersetzt. Die §§ 9 und 10, die ein 
österreichisches Gesetz geändert haben, sind gegen- 
standslos geworden. 

Nummer 2 

Die Entscheidung wird durch die in § 26 Nr. 6 vor- 
gesehene Änderung des § 123 der Grundbuchord- 
nung gegenstandslos. 

Zu § 30 

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben f und g des Rechts- 
pflegerge&etzes sind dem Rechtspfleger vorbehalt- 
lich der in den §§ 17, 18 des Gesetzes aufgeführten 
Ausnahmen die nach den gesetzlichen Vorschriften 
vom Richter wahrzunehmenden Geschäfte des Amts- 
gerichts in Grundbuchsachen sowie inSchiffsregister- 
und Schiffsbauregistersachen übertragen. Nach § 17 
Abs. 1 Nr. 1 des Rechtspflegergesetzes gehören zu 
den dem Richter vorbehaltenen Geschäften die 
Löschung einer Eintragung, die Eintragung leines 
Widerspruchs und die Berichtigung des Grundbuchs 
(§§ 53, 82 a, 84 bis 89 GBO), wenn diese Geschäfte 
von Amts wegen vorgenommen werden. Eine ent- 
sprechende Ausnahme enthält § 18 Abs. 1 Nr. 1 
des Rechtspflegergesetzes für die gleichartigen Ge- 
schäfte in Schiffsregister- und Schiffsbauregister- 
sachen. Nach diesen Vorschriften würden die in den 
§§ 5, 15 und 23 des Entwurfs vorgesehenen Ge- 
schäfte unter die genannten Vorbehalte fallen. Da 
es sich in den bezeichneten Fällen um Geschäfte 
handelt, die weder in tatsächlidier noch in recht- 
licher Hinsicht wesentliche Schwierigkeiten bieten, 
sieht § 30 vor, daß auf sie die Vorschriften des § 17 
Abs. 1 Nr. 1 und des § 18 Abs. 1 Nr. 1 des Rechts- 
pflegergesetzes nicht anzuwenden sind. 


ZUM SECHSTEN BIS ACHTEN ABSCHNITT 

In diesen Abschnitten sind Änderungen der Zivil- 
prozeßordnung und der Kostenordnung sowie die 
für den Entwurf erforderlichen Schlußbestimmungen 
enthalten. 

Zu § 31 

Nummer 1 

Nach § 866 Abs. 3 Satz 1 ZPO darf eine Sicherungs- 
hypothek, die im Wege der Zwangsvollstreckung 
begründet wird, nur für einen Betrag von mehr als 
300 DM eingetragen werden; Zinsen bleiben dabei 
unberücksiichtigt, soweit sie als Nebenforderung 
geltend gemacht sind. 

Der Mindestbetrag von mehr als 300 Mark wurde 
mit Einfügung des damaligen § 757 b ZPO durch das 
Gesetz betr. Änderungen der Zivilprozeßordnung 
vom 17. Mai 1898 (RGBl. S. 256) eingeführt. Er blieb 


bed der Neufassung des § 866 Abs. 3 ZPO durch das 
Gesetz vom 1. Juni 1909 (RGBl. S. 475) unverändert, 
wurde aber bei erneuter Änderung dieser Bestim- 
mung durch die Verordnung zur Beschleunigung des 
Verfahrens in bürgerlichen Rechtastreitigkeiten vom 
22. Dezember 1923 (RGBl. I S. 1239) auf die Wert- 
grenze erhöht, die für die Zuständigkeit der Amts- 
gerichte in Streitigkeiten über vermöge ns rechtliche 
Ansprüche festgesetzt war, nämlich 500 GM (Ar- 
tikel I Nr. 1 der Verordnung vom 13. Dezember 1923 
— RGBl. IS. 1186 — ). Seitdem die Fassung des § 866 
Abs. 3 durch Artikel 1 VIII Nr. 27 des Gesetzes zur 
Änderung des Verfahrens in bürgerlichen Rechts- 
streitigkei'ten vom 27. Oktober 1933 (RGBl. I S. 780) 
wiederum geändert worden war, gilt wieder der 
frühere Mindestbetrag. 

Bei der geltenden Regelung ging man davon aus, 
daß Forderungen, die diesen Mindestbetrag nicht 
erreichten und die nicht durch rechtsgeschäftlich be- 
gründete Grundpfandrechte gesichert sind, aus klei- 
nen Geschäften des täglichen Lebens entstehen, bei 
deren Begründung der Gläubiger dem Schuldner 
ohne Rücksicht auf vorhandenes Grundvermögen 
Personalkredit gewährt. Der Mindestbetrag wurde 
aus der Erwägung festgesetzt, daß der Gläubiger 
nicht erwarten könne, bei solchen geringfügigen 
Personalkrediten im Wege der Zwangsvollstreckung 
nachträglich eine dingliche Sicherung durch Grund- 
pfandrecht zu erhalten und daß das Grundbuch nach 
den vorliegenden Erfahrungen von einer Vielzahl 
geringfügiger Zwangshypotheken freigehalten wer- 
den müsse. Diese Erwägungen treffen auch heute 
noch zu. Da der Geldwert sich inzwischen wesent- 
lich vermindert hat, erscheint die bisherige Mindest- 
grenze nicht mehr als genügend. An die Stelle des 
Betrages von 300 DM sollen daher nunmehr 500 DM 
treten. 

Nummer 2 

§ 932 ZPO regelt die Vollstreckung des Arrestes in 
ein Grundstück durch Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek. Sein Absatz 2 ordnet nur die Anwendung 
der §§ 867, 868 ZPO auf diese Arresthypothek aus- 
drücklich an. Aus § 928 ZPO kann hergeleitet wer- 
den, daß auch § 866 Abs. 3 Satz 1 ZPO anzuwenden 
ist. Um die sich daraus ergebende Rechtslage ein- 
deutig klarzustellen, wird die Neufassung des § 932 
Abs. 2 durch Einfügung des § 866 Abs. 3 Satz 1 in 
seinem Wortlaut vorgesehen. 

Zu § 32 

Absatz 1 Nr. 1 und 2: Die Berichtigung des Grund- 
buchs durch Eintragung des Erben als Eigentümer 
eines Grundstücks unterbleibt oft, weil die Betei- 
ligten die damit verbundenen Kosten scheuen. Da 
an der Berichtigung der Eigentümereintragung auch 
ein öffentliches Interesse besteht, soll es durch Än- 
derung der Kostenvorschriften den Beteiligten er- 
leichtert werden, die Berichtigung zu veranlassen. 
Der in Nummer 1 vorgesehene neue Absatz 4 des 
§ 60 der Kostenordnung sieht neben dem geltenden 
Absatz 2 eine Ermäßigung der Eintragungsgebühr 
vor. Die Ermäßigung wird zeitlich begrenzt, um 
die Beteiligten zu veranlassen, die Berichtigung des 
Grundbuchs alsbald nach dem Erbfall zu betreiben. 
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Der in Nummer 2 vorgesehene neue Absatz 3 des 
§ 107 der Kostenordnung sieht eine Ermäßigung 
der Gebühren für die Erteilung des Erbscheins und 
für die Beurkundung der dabei erforderlichen eides- 
stattlichen Versicherung vor, indem ein gegenüber 
Absatz 2 geringerer Wert den Gebühren zugrunde 
gelegt wird. Absatz 3 soll in Fällen, in denen außer 
Grundstücken und im Grundbuch eingetragenen 
Rechten wertvolle andere Nachlaßgegenstände vor- 
handen sind, der Erbschein aber nur zur Berichti- 
gung des Grundbuchs erforderlich ist, eine über- 
mäßige Belastung der Beteiligten mit Kosten ver- 
meiden, die sich aus der Wertberechnung des Ab- 
satzes 2 ergeben könnte. Die Vorschrift ist dem 
§ 78 Abs. 5 des nicht mehr geltenden preußischen 
Gerichtskostengesetzes vom 28. Oktober 1922 (Ge- 
setzsammlung S. 363) nachgebildet. Der neue Ab- 
satz 4 enthält die entsprechende Regelung für Erb- 
scheine, die Schiffsrechte betreffen. 

Absatz 1 Nr. 3: Der neue § 107 a der Kostenordnung 
ersetzt durch seinen Absatz 1 den bisherigen § 107 
Abs. 3. In Absatz 2 werden zur Sicherung des 
Kosteneingangs Vorschriften in Anlehnung an § 78 
Abs. 5 des preußischen GKG und des § 11 Abs. 2 
Satz 2 der Kostenverfügung getroffen. 

Absatz 1 Nr. 4: Die Neufassung des § 108 Satz 2 
soll bewirken, daß für die Einziehung oder Kraft- 
loserklärung des Erbscheins nicht höhere Gebühren 
erhoben werden, als für seine Erteilung. 

Absatz 1 Nr. 5: Die Verweisung in § 111 Abs. 4 der 
Kostenordnung wird auf den neuen § 107 a bezogen, 
der den bisher zitierten § 107 Abs. 3 ersetzt. 


Absatz 2: Die hier vorgesehene Übergangsvorschrift 
soll aus denselben Gründen, die für die Einschal- 
tung des neuen Absatzes 4 in § 60 der Kostenord- 
nung maßgebend sind, eine schleunige Berichtigung 
des Grundbuchs in den Fällen fördern, in denen 
durch einen mehr als zwei Jahre zurückliegenden 
Erbfall die Eintragung des Eigentümers unrichtig 
geworden ist. Angesichts der Länge der seit dem 
Erbfall bereits zurückliegenden Zeit ist es ange- 
bracht, die Gebührenermäßigung für diese Fälle nur 
zu gewähren, wenn der Berichtigungsantrag binnen 
einem Jahr nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
gestellt wird. 

Zu § 33 

Da das Umstellungsgesetz und das Lastenaus- 
gleichsgesetz im Saarland nicht gelten, muß für 
dieses Land die Geltung der Vorschriften des Er- 
sten, des Zweiten und des Dritten Abschnitts aus- 
geschlossen werden. 

Zu § 34 

Die Vorschriften des Zweiten Abschnitts können für 
das Land Berlin nicht gelten, weil dort keine Um- 
stellungsgrundschulden entstanden sind. Die Vor- 
schrift des Satzes 2 ist notwendig, weil die 
40. DVO/UG und das Umstellungsgesetz in Berlin 
nicht gelten. 

Zu § 35 

Die Vorschrift soll dem Gesetz eine Anlaufsfrist 
von mindestens einem Monat sichern, damit die 
Öffentlichkeit und die Gerichte genügend Zeit ha- 
ben, sich vor dem Inkrafttreten über seinen Inhalt 
zu unterrichten. 


20 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/351 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 3 Abs. 1 a (neu) 

Nach § 3 Abs. 1 ist folgender neuer Absatz 1 a 
einzufügen: 

„(1 a) Gegen die Entscheidung des Be- 
schwerde ge rieht s ist die sofortige weitere Be- 
schwerde nach den Vorschriften des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit zulässig. Absatz 1 Satz 2 ist ent- 
sprechend anzuwenden.“ 

Begründung 

Klarstellung, daß ebenso wie in § 3 Abs. 3 
und 4 auch in den Fällen des § 3 Abs. 1 die 
sofortige weitere Beschwerde gegeben ist. 

2. Zu § 4 Abs. 1 

In § 4 Abs. 1 ist am Ende der Punkt durch ein 
Semikolon zu ersetzen und folgender Halbsatz 
anzufügen: 

„über den Antrag nach § 1 ist erst nach 

Löschung des Umstellungsschutzvermerks zu 
entscheiden.“ 

Begründung 

Durch die Ergänzung soll verhindert werden, 
daß ein später gestellter Antrag nach § 1 unter 
dem Blickpunkt des § 2 Abs. 1 Buchstabe b zu- 
rückgewiesen oder ihm — wie in entsprechen- 
den Fällen des § 18 Abs. 2 GBO — unter dem 
Vorbehalt späterer Löschung entsprochen wird. 

3. Zu §§ 7 und 15 

Der Gesetzentwurf sieht in den §§ 7 und 15 
Rechtsverluste vor, die durch Eintragungen des 
Grundbuchamts eintreten .Eine vorherige An- 
hörung der Betroffenen ist nicht ausdrücklich 
vorgeschrieben. Gegen ein Unterbleiben der 
Anhörung bestehen Bedenken unter dem Ge- 
sichtspunkt der Verletzung des rechtlichen Ge- 
hörs (Artikel 103 Abs. 1 GG). Die Bundes- 
regierung wird gebeten, im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens darauf hinzuwir- 
ken, daß diesen Bedenken Rechnung getragen 
wird. 

4. Zu § 7 Abs. 1 Satz 1 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Wird im Grundbuch bei einer umgestellten 
Hypothek nach dem Ende des Jahres 1965 ein 
Umstellungsbetrag eingetragen, der sich auf 
eine Deutsche Mark für je zehn Reichsmark be- 
läuft, so besteht die Hypothek nur nach Maß- 
gabe dieser Eintragung." 

Begründung 

Redaktionelle Änderung; es soll deutlicher zum 
Ausdruck gebracht werden, daß für eine Min- 


derung der Hypothek nur in den Fällen Raum 
ist, in denen nach den Umstellungsvorschriften 
eine Umstellung im Verhältnis 1 : 1 erfolgt ist. 

5. Zu § 26 Nr. 5 (§ 83 GBO) 

Am Ende des dem § 83 anzufügenden Satzes ist 
der Punkt zu streichen und folgender neuer 
Satzteil anzufügen: 

„und welche gebührenrechtlichen Vergünstigun- 
gen für eine Grundbuchberichtigung bestehen." 

Begründung 

Der vorgeschriebene Hinweis des Nachlaß- 
gerichts an die Erben ist erst dann sinnvoll, 
wenn diese gleichzeitig durch einen Hinweis auf 
die bestehenden Gebührenvergünstigungen zu 
einem Grundbuchberichtigungsantrag angeregt 
werden. 

6. Zu § 30 Abs. 2 (neu) 

Dem § 30 ist folgender neuer Absatz 2 anzu- 
fügen: 

„(2) Soll nach diesem Gesetz bei der Be- 
kanntgabe einer Verfügung eine Belehrung 
über den gegebenen Rechtsbehelf erteilt wer- 
den, so gilt dies zugleich für diejenigen Ver- 
fügungen des Rechtspflegers, gegen die nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 des Rechtspflegergesetzes die 
Erinnerung binnen der dort bezeichneten Frist 
einzulegen ist." 

Begründung 

Klarstellung, daß § 3 Abs. 1 Satz 2 auch bezüg- 
lich des Erinnerungsverfahrens gelten muß. 

7. Zu § 30 a (neu) 

Nach § 30 ist folgender neuer § 30 a einzu- 
fügen: 

„§ 30 a 

Soweit nach landesrechtlichen Vorschriften 
für die dem Grundbuchamt obliegenden Ver- 
richtungen andere Behörden als die Amts- 
gerichte zuständig sind, bleiben die Bestimmun- 
gen, wonach die Abänderung einer Entschei- 
dung des Grundbuchamts zunächst bei dem 
Amtsgericht nachzusuchen ist, unberührt." 

Begründung 

Da nach § 3 des Entwurfs die sofortige Be- 
schwerde nach den Vorschriften des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit zulässig ist und § 195 FGG in 
Grundbuchsachen nicht eingreift, muß sicher- 
gestellt werden, daß zunächst die Entscheidung 
des Amtsgerichts nachzusuchen ist, wenn nach 
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landesrechtlichen Vorschriften für die dem 
Grundbuchamt obliegenden Verrichtungen an- 
dere Behörden als das Amtsgericht zuständig 
sind. 

8. Zum Sechsten (a) Abschnitt (neu) 

Nach dem Sechsten Abschnitt ist folgender 
neuer Abschnitt einzufügen; 

, Sechster (a) Abschnitt 
Änderung des Rechtspflegergesetzes 
§ 31 a 

Der § 17 des Rechtspflegergesetzes vom 
8. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 18) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 17 wird nach Absatz 1 folgender neuer 
Absatz 2 eingefügt; 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 
bis 5 kann der Richter sich darauf beschrän- 
ken, die erb- oder familienrechtliche Vor- 
frage mit bindender Wirkung für den Rechts- 
pfleger zu entscheiden, und die weitere Be- 
arbeitung der Sache ihm übertragen." 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.' 
Begründung 

Die Vorschrift soll die trotz der Entscheidung 
des OLG Neustadt (Rechtspfleger 1961 S. 17) 
und des Gutachtens OLG Frankfurt (Rechts- 
pfleger 1961 S. 397) nicht ausgeräumte Zweifels- 
frage beseitigen, ob der Richter in den Vor- 
behaltsfällen der Nr. 3 bis 5 das ganze Geschäft 
zu erledigen hat. 

Die §§ 18, 18 a des Rechtspflegergesetzes sind 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens der vorgeschlagenen Änderung des § 17 
des Rechtspflegergesetzes anzupassen. 

9. Zu § 32 

a) § 32 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a (§ 60 Abs. 4 
KostO) 

In § 60 Abs. 4 KostO sind die Worte „er- 
mäßigen sich auf die Hälfte" durch die 
Worte „werden nicht erhoben" zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgesehene Gebührenermäßigung auf 
die Hälfte erscheint nicht als hinreichender 
Anreiz zur Stellung von Berichtigungsan- 
trägen. Nur bei einem völligen Gebühren- 
erlaß werden sich Grundstückseigentümer in 
größerer Zahl bereitfinden, die Berichtigung 
zu beantragen. Auf den Eingang zahlreicher 
Anträge muß deshalb größerer Wert gelegt 
werden, weil bei einem großen Teil der 
Grundstücke nicht mehr der richtige Eigen- 
tümer eingetragen ist, was inbesondere die 
Arbeit der Flurbereinigungsbehörden er- 
schwert. Es wird nicht übersehen, daß die 
Kostenordnung an sich eine Gebühren- 


befreiung bei Eintragung von Rechtsände- 
rungen nicht vorsieht. Das öffentliche Inter- 
esse an der Richtigkeit der Grundbücher und 
der bei Nichtberichtigung entstehende, an 
sich vermeidbare Verwaltungsaufwand recht- 
fertigen aber in jedem Fall eine völlige Ge- 
bührenfreiheit. Die finanziellen Auswirkun- 
gen der Gebührenbefreiung in Form von 
Mindereinnahmen werden durch die damit 
verbundenen Vorteile aufgehoben. 

b) § 32 Abs. 2 

§ 32 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen; 

„(2) Wird die Eintragung von Erben des 
eingetragenen Eigentümers binnen zwei Jah- 
ren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beantragt, so ist ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt des Erbfalles eine Gebühr nach 
§ 60 Abs. 4 der Kostenordnung nicht zu er- 
heben. " 

Begründung 

Die Frist für die Gebührenbefreiung bei zu- 
rückliegenden Erbfällen sollte auf zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes festgesetzt 
werden, weil die im Entwurf vorgesehene 
Frist von einem Jahr zu kurz bemessen ist. 
Erfahrungsgemäß wird bei den oft langwie- 
rigen Erbenermittlungen eine Einjahresfrist 
für die Durchführung der Grundbuchberich- 
tigungen nicht ausreichen. Auch dürfte die 
Frist für die zurückliegenden Fälle nicht 
kürzer als in § 32 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a 
bemessen werden. 

10. Zu § 34 

In § 34 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Für die Anwendung des Ersten Abschnitts tre- 
ten im Land Berlin 

1. an die Stelle des 20. Juni 1948 der 24. Juni 
1948; 

2. an die Stelle des § 13 Abs. 4 des Umstel- 
lungsgesetzes Artikel 11 Nr. 27 der Umstel- 
lungsverordnung in der Fassung der Ver- 
ordnung Nr. 509 der Kommandanten des 
amerikanischen, britischen und französischen 
Sektors; 

3. an die Stelle der Vorschriften der Vierzig- 
sten Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz die entsprechenden Vorschriften 
des Gesetzes über die Umstellung von 
Grundpfandrechten und über Aufbaugrund- 
schulden in der Fassung vom 15. Januar 1953 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 63) und in der Fassung des § 113 des Ge- 
setzes zur Ausführung des Abkommens vom 
27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden vom 24. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1031)." 

Begründung 

Notwendige Klarstellung. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nr. 8 

Die Änderungen der §§ 17, 18 und 18 a des Rechts- 
pflegergesetzes würden besser in einer Novelle zum 
Rechtspflegergesetz übernommen werden, zumal 
diese Vorschriften möglicherweise auch in anderer 
Hinsicht noch geändert werden müssen. Die Bundes- 
regierung prüft zur Zeit, ob die Voraussetzungen 
für die Einbringung einer solchen Novelle gegeben 
sind. Sie muß sich daher eine abschließende Stel- 
lungnahme für den weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens Vorbehalten. 

Zu Nr. 9 

Den Änderungsvorschlägen zu Nr. 9 Buchstaben a 
und b wird zugestimmt, jedoch sollte in der zu b) 
vorgeschlagenen Neufassung des § 32 Abs. 2 des 
Entwurfs nicht auf die Gebührenbefreiungsvorschrift 
des § 60 Abs. 4 der Kostenordnung, sondern auf die 
Gebühren Vorschriften des § 60 Abs. 1 bis 3 der 
Kostenordnung verwiesen werden. § 32 Abs. 2 des 
Entwurfs ist dann wie folgt zu fassen: 

„(2) Wird die Eintragung von Erben des einge- 
tragenen Eigentümers binnen zwei Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt, so sind 
ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt des Erbfalles Ge- 
bühren nach § 60 Abs. 1 bis 3 der Kostenordnung 
nicht zu erheben." 

Im übrigen hat die Bundesregierung gegen die Vor- 
schläge des Bundesrates keine Bedenken zu erheben. 
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